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Vom Wallis der 7 Zenden zum Scliweizerkanton 
1790—1815 

Prof. Dr. L. Bortor 

Einleitung 

Der folgende Beitrag stellt keineswegs das Ergebnis eigener Quellenforschung 
dar. Die Arbeit beschränkt sich vielmehr bewußt auf das Studium der vorhandenen 
Literatur zur Geschichte des Wallis von 1790 bis 1815. Ihr Ziel liegt denn auch 
allein darin, den Lesern aus dem deutschsprachigen Wallis unter weitgehender Be­
nutzung von Arbeiten in französischer Sprache eine zusammenfassende Darstellung 

• der Landesgeschichte für dieses schicksalhafte Vierteljahrhundert zu bieten. Bei 
aller Lückenhaftigkeit kann die Arbeit vielleicht als Vorarbeit für eine Gesamt­
darstellung der Geschichte des Wallis einen kleinen Dienst leisten. Damit aber 
dürfte sie als bescheidener Beitrag zur 150-Jahrfeier des Eintritts des Wallis in die 
Eidgenossenschaft in den «Blättern aus der Wallisergeschichte», die sich von Anfang 
an nicht bloß der reinen Forschung, sondern auch der Ausstrahlung der vaterländi­
schen Geschichte in breitere Kreise verschrieben, ihre Berechtigung haben. 

1. Die Republik der 7 Zenden 

Die 150 Jahre der Zugehörigkeit des Wallis zur Schweiz haben im 
Walliservolk ein ausgesprochen «schweizerisches» Volks- und Staatsbe­
wußtsein entstehen lassen, so daß die Geschichte der alten Landschaft 
Wallis meistens nur noch vom Blickwinkel der Entwicklung der schwei­
zerischen Eidgenossenschaft aus betrachtet und gewertet wird. Die bis 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts durchaus eigenständige Geschichte des 
Wallis wird so wohl allzu stark in ihrer «Zugewandtheit» und Verflech­
tung mit jener der Eidgenossenschaft gesehen. Trotz mancher und en­
ger Beziehungen zur Eidgenossenschaft war aber vor 150 Jahren im 
Wallis, besonders ausgesprochen im Oberwallis, ein durchaus eigenstän­
diges Staats- und Nationalbewusstsein vorhanden, ohne welches manche 
Problemstellung der damaligen Zeit des Um-und Aufbruchs unverständ­
lich bleiben müßte. Wohl war die Landschaft Wallis seit Beginn des 
15. Jahrhunderts (1416—1418) mit der innerschweizerischen Eidgenos-
senschaft verbündet. Docb bildet sie wie der Freistaat der Drei Bünde 
keineswegs bloß ein von der Eidgenossenschaft ins Schlepptau genom­
menes, unbedeutendes Glied, das sich nur wenig von einem Untertanen­
gebiet unterschieden hätte. Wallis und die Drei Bünde sind nämlich 
nicht einfach einem einzelnen eidgenössischen Ort, sondern gemeiner 
Eidgenossenschaft als Ganzer gegenüberzustellen. Das «Corpus Helve-
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ticiiiii» war folglich nicht e i n Staatssystem, dessen Mittelpunkt die 
13 Orte bildeten, sondern bestand aus drei gleichgeordneten Födera­
tionen: der Eidgenossenschaft mit ihren Zugewandten, dem Freistaat 
der Drei Bünde und der Landschaft Wallis.1) Jeder der drei Staaten 
betrieb eine eigene Politik, besaß eigene Untertanengebiete, empfing 
die Gesandten auswärtiger Mächte und war eifersüchtig auf Wahrung 
der eigenstaatlichen Würde bedacht. Wohl hatten die Gesandten der 
Landschaft Wallis auf den eidgenössischen Tagsatzungen Sitz und 
Stimme; aber voll Selbstbewußtsein machten sie nur selten, später über­
haupt nicht mehr davon Gebrauch. Wenn sie auf der Tagsatzung er­
schienen, dann nicht in erster Linie, um mitzureden, sondern wie Ge­
sandte auswärtiger, allerdings verbündeter Mächte, nur um zu «losen» 
oder um die französischen Pensionsgelder in Empfang zu nehmen.2) 

Dieses eigenstaatliche Bewußtsein war tief in der historischen 
Entwicklung und Wirklichkeit der Republik der 7 Zenden verwurzelt. 

Die eigentliche Geschichte des Wallis begann im Jahre 999, als der 
Bischof von Sitten das Land von der Furka bis zum Kreuz von Ottans 
aus den Händen des letzten Königs von Hochburgund geschenkt be­
kam. Damit wurde das geistliche Oberhaupt des Bistums Sitten auch 
zum weltlichen Herrn des Landes, der mit dem Uebergang von Bur-
gund an das Hl. Römische Reich Deutscher Nation im Jahre 1032 zu 
einem reichsunmittelbaren Fürsten wurde und als «Graf und Präfekt 
von Wallis» das Land regierte. Im westlichen Teil der Grafschaft, wo 
sich die Grafen von Savoyen festgesetzt hatten, vermochte er sich 
allerdings nicht durchzusetzen. So lag das Schwergewicht der bischöf­
lichen Herrschaft auf dem obern Landesteil, wo sich denn auch die 
treibenden Kräfte der mittelalterlichen und neuzeitlichen Geschichte 
des Wallis bis ins 19. Jahrhundert fanden/') 

Im ständigen Kampf gegen den aufständischen Adel des Landes 
und gegen den savoyardischen Eindringling stützten sich die Bischöfe 
mehr und mehr auf die alemannische Baucrnbevölkerung des Ober­
wallis. Zum Dank für ihre Hilfe rief der Bischof bereits in den ersten 
Jahrzehnten des 14. Jahrhunderts — nachweislich schon 1339 — das 
«Concilium generale terrae Vallesii», den spätem Landrat, als bera­
tendes Organ und als richterliche Appellationsinstanz ins Leben. Mit 
dem Erstarken des kommunalen Selbstbewußtseins forderten die Ge­
meinden aber ein förmliches Mitspracherecht in allen Landesangele­
genheiten. Sie schlössen sieb zu kleinen, selbständigen Republiken, den 
sogenannten Zenden, zusammen und bildeten vereint die Republik der 
7 Zenden (Goms, Brig, Visp, Raron, Lenk, Siders und Sitten) oder die 
Landschaft Wallis. Die einzelnen Zenden besaßen ihre eigene Regie-

*) W. A. Liebeskind, S. 22 f. 
-) Liebeskind. S. 22. 
3) Liebeskind, S. 8. 
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rung, eigene Ratstage (Zendenräte), ihr eigenes Banner und Siegel und 
nahmen sogar das Recht in Anspruch, mit dem Ausland Verträge abzu­
schließen. Zu recht schreibt daher Gonzague de Reynold4): «L'ancien 
Valais, telle encore la Rhétie, est une confédération de vallées et de 
villages. Les 7 Dizains possèdent chacun leur juridiction, sont chacun 
une république». Die höchste Gewalt, die Souveränität, stand sowohl 
im Gesamtstaat wie in den Zenden den Gemeinden zu.D) In den Jahren 
1416—1418 verbündeten sich die Zenden des Oberwallis der Reihe 
nach mit den eidgenössischen Orten der Waldstätte; nur Raron und 
Lenk, die über Lötscbberg und Gemmi wirtschaftlich besonders eng 
mit Bern verbunden waren, blieben abseits. So galt das Wallis fortan 
als «Zugewandter Ort» der Eidgenossenschaft. Zudem wurde 1512 
unter Kardinal Matthäus Schiner erstmals ein förmlicher Beitritt zur 
Eidgenossenschaft ventiliert. Marignano und die Glaubensspaltung 
schoben diese Vereinigung auf Jahrhunderte hinaus. Doch brachte die 
Glaubensfrage das Wallis nach längerem Zögern in eine bedeutend 
engere Bindung an die katholischen Orte der Eidgenossenschaft. 

Im Laufe der Zeit drängten die Zenden und Gemeinden in harten 
Kämpfen den Bischof mehr und mehr aus der Landesregierung hinaus. 
Der Kampf endete im 17. Jahrhundert mit dem Verzicht des Bischofs 
auf alle weltlichen Herrschaftsrechte. Gleichwohl behielt der Bisciiof 
den Titel eines «Grafen und Präfekten von Wallis» und verblieb 
bis zum Ende des alten Wallis dem Namen nach Staatsoberhaupt.1') 

Der Landrat, vorerst vom Bischof als Ausschuß mit beratender 
Stimme ins Leben gerufen, entwickelte sich im Laufe der Zeit zur 
regelmäßigen Versammlung der Ratsboten der Zenden und Gemein­
den. Bis 1613 trat er zweimal jährlich, im Frühjahr und Herbst, auf 
dem Schloß Majorie in Sitten unter dem Vorsitz des Bischofs zu­
sammen. Von da an führte der Landeshauptmann, der bisher nur 
Stellvertreter des Bischofs gewesen war, in eigener Machtvollkommen­
heit den Vorsitz. «Neben Bündnissen, der Abnahme der Jahresrech­
nungen aus den Unterwalliser Vogteien, Konzessionserteilungen und 
Aehnlichem und der Tätigkeit als oberster Gerichtshof bildete die 
Fortbildung des Landrechts einen wichtigen Teil der Beratungen 
des Landrates.»7) 

Nach den jahrhundertelangen Kämpfen mit dem savoyardischen 
Erbfeind gingen die Oberwalliser zur Zeit der Burgunderkriege zum 
Angriff über und eroberten 1475 das Gebiet von der Morse (Morge) 
abwärts bis St. Maurice. 1536, als die Berner die Waadt einnahmen, 
wollten die Walliser «ouch eine faderen von der gantz ruopfen» und 
unterwarfen z. T. auf Ersuchen der Betroffenen, welche nicht bernisch 

') Cilrs et pays suisses. S. 252 f. 
5) Liebeskiiid, S. 14. 
u) Liebeskiiid, S. 8. 
T) Liebeskind, S. 19. 
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und protestantisch werden wollten, das Gebiet von St. Maurice bis zur 
Dransc im östlichen Chablais. Mit der Rückgabe von Evian und dem 
Tale von Abondance im Jahre 1569 an die Grafen von Savoyen hatte 
das Wallis seine noch heute geltenden Grenzen gefunden. Nach A. J. 
de Rivaz boten die Eroberer den Unterwallisern damals die Freiheit 
an unter der Bedingung, daß sie die Kriegskosten übernahmen. Dieses 
Angebot wurde jedoch abgelehnt, sei es, daß das Geld im Lande fehlte, 
sei es, daß die Gemeinden nicht daran glaubten, daß die Oberwalliser 
die gewonnenen Gebiete dauernd zu halten vermöchten.8) So wurde 
die Bevölkerung der eroberten Gebiete nicht als gleichberechtigte 
Landsleute (Patrioten) angenommen, sondern durch Landvögte ver­
waltet. Die Unterwalliser Untertanengebiete wurden daher verwal­
tungsmäßig in die beiden Vogteien St. Maurice und Monthey und mi­
litärisch in die drei allgemeinen Banner Entremont, St. Maurice, und 
Monthey aufgeteilt. Dazu kamen die zweitrangigen Banner von Gun-
dis-Nendaz mit Bagnes und Saxon (zu Entremont), von Ardon-Chamo-
son (zu Monthey) und von Saillon-Fully-Leytron-Riddes und Martinach 
(zu St. Maurice).!l) Die Oberwalliser Vögte residierten in den Schlös­
sern von St. Maurice und Monthey. Das Amt des Landvogts ging «im 
Kehr» alle zwei Jahre an einen der souveränen Zenden. Die Landvögte 
erhielten keine Besoldung, hielten sich jedoch wie anderwärts durch 
den Einzug von Büß- und Strafgeldern schadlos, was sie in den Augen 
der Bevölkerung vor allem verhaßt machte.1") Die sicher oft und oft 
ungerechte Behandlung, die Ausbeutung und die Willkür in der Ge­
richtspraxis von Seiten der Vögte und der souveränen Zenden schufen 
jene alte und unausrottbare Feindschaft zwischen Ober- und Unter­
wallis, welche der gelehrte Kaplan Clément von Val-dTUiez in einem 
Briefe an Domherrn A. J. de Rivaz mit der Feindschaft zwischen 
Juden und Samaritanern vergleicht.11) 

Bis zum Ausbruch der Französischen Revolution ertrug das Un-
terwalliservolk die Herrschaft der Vögte im großen und ganzen, wenn 
auch oft unter Murren, ohne nennenswerte Aufstände und Revolten. 
Das änderte sich nach dem Umsturz in Frankreich mit einem Schlage. 

2. Die Unabhängigkeitsbewegung im Unterwallis 

Mit einem Male war «auch hier . . . beinahe von nichts mehr die 
Rede als von Druck und Verletzung der Menschenrechte».12) Von Paris 
aus suchten Flüchtlinge und verschiedene Clubs, insbesondere der 

8) de Rivaz, Mémoires I, S. 19. 
!l) Bertrand, Bannières et bannerets, S. 373. Amu. 6. 
10) de Rivaz, I, 22. 
n) Devanthéry, Clément, S. 6; S. 20. 
12) Furrer, S. 393; Grenat, S. 414; j . B. Bertrand, Notes sur l'influence étran­

gère sur les événements de septembre 1790, Annales valaisannes, 2e série (1935). 
S. 404—417; Doiinet, Pierre Guillot, S. 132. 
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Schweizerclub, durch Flugschriften, Broschüren und Emissäre die 
Leute für den Umsturz reif zu machen. 

In den Septembertagen des Jahres 1790 brach der Unmut des 
Volkes wegen eines an sich geringfügigen Ereignisses zum ersten Mal 
los. Am 8. September kam es anläßlieh eines Markttages in Monthcy 
zu schweren Ausschreitungen. Pierre Maurice Bellet, ein junger Bauer 
von herkulischer Gestalt, originellem Charakter und volkstümlicher 
Art hatte auf dem Weg von Mouthey nach Troistorrents zwei strei­
tende Mitbürger, sehr zum Verdruß des Landvogtes Schiner, vor einer 
blutigen Auseinandersetzung bewahrt. Den Vogt — mit seinem Vor­
gänger Ignaz Theiler einer von der übelsten Sorte — verdroß dies, 
weil er für den Fall, daß es zu Blutvergießen gekommen wäre, mit 
einem hübschen Strafgeld hätte rechnen können. Um sich schadlos zu 
halten, brannte er die Buße Bellet auf. Dieser verweigerte jedoch die 
Zahlung mit dem sicher angebrachten Hinweis, man könne ihn doch 
nicht bestrafen, nur weil er den Frieden zwischen zwei Menschen 
wiederhergestellt habe. Der Landvogt schien das nicht einzusehen und 
ließ an jenein 8. September Bellet auf offenem Markt das beladene 
Pferd wegnehmen. Nach geltendem Recht konnte dieserwohl an seinem 
Wohnort, nicht aber auswärts belangt werden. Daher begab sich der 
erboste Riese persönlich ins Schloß und trat vor den mit Gästen ta­
felnden Vogt. Er protestierte gegen das widerrechtliche Vorgehen und 
forderte gebieterisch sein Eigentum heraus. Landvogt Schiner lehnte 
ah, die Gemüter erhitzten sich, man schrie, drohte und wurde schließ­
lich tätlich. Anscheinend wagten die Gäste, die am Mittagstisch vor 
den Streitenden saßen, nichts gegen den Riesen zu unternehmen. 
Jedenfalls schlug dieser plötzlich mit seiner Riesenfaust so wuchtig 
auf den Tisch, daß dieser mit allem, was sich darauf befand, in Stücke 
ging. Dieser Schlag bewirkte, daß der Landvogt nachgab. Damit schien 
der Fall erledigt. 

Doch in einem nahen Gasthaus trank ein Haufe Unzufriedener 
aus Val-dTlliez und machte die Sache ihres Mitbürgers zur eigenen. 
Nach Barthélémy Guillot unterhielt man sich vorerst über die Freiheit 
der Völker, und jeder sprach von der Usurpation durch die Oberwal-
liser und vom Wohlstand unter den Grafen von Savoyen. Jeder wollte 
mit dabei sein, wenn es galt, das Joch der Oberwalliser abzuwerfen.13) 
Dabei machte der Haufe einen solchen Lärm, daß der Landvogt die 
Krakeeler vorerst durch seinen Hausdiener und, da dies nichts fruch­
tete, durch seinen Sekretär zur Ordnung weisen ließ. Beide wurden 
mit Schimpf und Hohn empfangen. Plötzlich stürmte die Menge, 
unterstützt von Savoyarden und Waadtländern, das Schloß. Dabei «re-
galierte» der "Weibel Rey von Val-dTlliez «die Person des Vogtes an 
gewisser Stelle so stark mit Fußtritten . . . , daß ihr das ,Sitzen' auf 
längere Zeit sehr unangenehm vorkam».14) Bellet, der anscheinend 
ein gutmütiger Mensch war, soll, da er ungewollt Anlaß zum Aufruhr 

1:l) Donnet. P. Guillot. S. 133. 
") P. J. Kämpfen, S. IS. 
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geworden war, dem Landvogt heimlich angeraten haben, um seiner 
Sicherheit willen Monthey zu verlassen.10) Als nun das Gewitter los­
gebrochen war, verkroch sich Schiner vorerst in einem nahen Stall und 
benützte ein neues Gelage der Aufruhrer, welches ihnen von Devan-
théry zur Ablenkung bereitet wurde, um nach St. Maurice zu ent­
fliehen.1") Im Schloß schlugen sie darauf alles kurz und klein. 

Am 9. September rottete sich das Volk von Monthey auf dem 
Marktplatz zusammen und schwor, die Herrschaft des Oberwallis nicht 
mehr länger ertragen zu wollen. Die Führer begaben sich in das 
Haus Guillot und forderten die Mitarbeit von Pierre Guillot bei der 
Wiederherstellung der Ordnung. Die Gemeindevorsteher versammelten 
sach darauf im Hause Devaiithéry und ernannten Devanthéry, Dognier, 
de Rivaz, Dufour, Marclay und Guillot zu Wortführern gegenüber dem 
Oberwallis. Die Delegation sollte dartun, daß die Vorkommnisse vom 
Vortag nicht vorbedacht, sondern Ausdruck der allgemeinen Miß­
stimmung gegenüber den Vögten gewesen seien. Die Delegation sollte 
den Oberwallisern daher das Versprechen abverlangen, dafür besorgt 
zu sein, daß die Vögte sich entgegenkommender und maßvoller ver­
hielten.17) 

So maßvoll, wie Barthélémy Guillot in seiner Rechtfertigimgs-
schrift für sich und seinen Vater dartut, waren die Unterwalliser al­
lerdings nicht. Sie forderten, wie sich zeigen wird, vielmehr die Ab­
berufung der Vögte, was schlußendlich die volle Unabhängigkeit hätte 
zur Folge haben müssen, wie es auch der Schwur des Volkes vom glei­
chen Tag bestätigte. Die grüne Kokarde als Zeichen der Hoffnung 
zierte denn auch alle Köpfe. Devanthéry, der beste Beziehungen so­
wohl zur Waadt wie auch zu den Oberwalliser Herren unterhielt, 
mußte als Chef der Aufständischen in dem vom Landvogt verlassenen 
Schloß Wohnung nehmen. Man ging daran, Verteidigungsmaßnahnien 
zu treffen und die zivile Verwaltung des Banners zu organisieren.18) 
Als es am 13. September auch in St. Maurice zu Ausschreitungen kam, 
verließ auch Landvogt Bernhard Dallèves seine Vogtei, während die 
Aufständischen bereits ein Unabhängigkeitsfest begingen und dabei die 
Aufhebung der Feudallasten und der Zinsforderungen von über 20 
Jahren erklärten. Diese Beschlüsse wurden allen Gemeinden des Un-, 
terwallis zugestellt mit der Einladung, sich an der Unabhängigkeits­
bewegung zu beteiligen. Doch fand dieser Aufruf außerhalb von 
St. Maurice und Monthey wenig Anklang, obwohl die Agenten von 
Gmeinde zu Gemeinde liefen und für die Sache der Aufständischen 
warben.19) So blieb die Rebellion auf die beiden Vogteien be­
schränkt.20) 

15) Grenat, S. 417; Ribordy, S. 7. 
10) Ribordy, S. 8; Grenat, S. 417. 
> 7 ) Donnet, P. Guillot. S. 134. 
iH) Ribordy, S. 8. 
ll1) Donnet. P. Guillot, S. 135. 
-0) Ribordy, S. 8. 
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Angesichts der bedrohl ichen Lage in den beiden Herrschaftsge­
bieten hat ten die obern Zenden einen außerordent l ichen Landra t ein­
berufen, der sich vorerst am 19. September in Siders und am folgenden 
Tag in Sitten versammelte . Am 21 . September trafen dann auch die 
Delegierten von St. Maurice und Monthey in Sitten ein und machten 
dem Landeshauptmann Sigristen ihre Aufwartung. Als Wor t führer 
sprach Devanthéry dem Landeshauptmann das Bedauern über die Vor­
kommnisse vom 8. September aus. Doch erklär te er, daß eine gründ­
liche Prüfung der Angelegenheit den Beweis erbringen werde, daß die 
Klagen der Unterwall iser nicht ohne Grund seien. Devanthéry über­
reichte zudem eine Denkschrif t mit den hauptsächl ichsten Klagen und 
Forderungen. Letztere gipfelten in der Abberufung der Vögte, welche 
durch ihre zahlreichen Gewaltakte beim Volke verhaßt seien, und im 
Verlangen nach Schaffung einer «hohen Kommission» mit Sitz in 
Sitten, welche alle Klagen anhören und über die Wiedergutmachung 
der beiderseit igen Fehler verhandeln sollte.21) 

Der Landra t schickte vorerst Gesandte in jene Gemeinden, wel­
che sich am Aufstand nicht beteiligt ha t ten . Diese Gesandten über­
brachten den Gemeinden das Versprechen des Landra tes , sie auf dem 
nächsten Landra t für ihre Treue reichlich zu entschädigen. Auch wenn 
das Versprechen zur Hauptsache unerfüllt blieb, erreichte es für den 
Augenblick seinen Zweck: die Uneinigkeit im Unterwall is griff weiter 
um sich. Selbst in den aufständischen Gemeinden mehr t en sich die 
Gegner der neuen Ordnung.2 2) 

Der Unterwall iser Delegation wurde mitgeteil t , daß der Landra t 
gegen die Abberufung der Landvögte sei und im übrigen nur nach 
Befragung der Gemeinden darüber verhandeln könnte . Falls diese 
Abberufung aber Grundlage der E in t rach t zwischen He r r en und Unter­
tanen bilden sollte, könnte sie nicht angenommen werden. Die Dele­
gation sollte daher einen angemesseneren Vorschlag unterbre i ten . Da­
gegen wurde dem Begehren auf Schaffung der «hohen Kommission» 
stattgegeben. Diese Kommission sollte sich am 30. September versam­
meln und die Klagen und Forderungen der Unterwall iser entgegen­
nehmen. Mitglieder der Kommission waren Landeshaup tmann Valentin 
Sigristen, Landschreiber Hi ldebrand Boten und je ein Abgeordneter 
ans den 7 Zenden.2 3)) So konnte die Delegation doch einen Teilerfolg 
melden. Fü r einzelne Mitglieder sollte die Demarche jedoch höchst 
unglücklich enden: P ie r re Guillot wurde der Titel eines Bürgermei­
sters von Monthey entzogen, während sein Sohn Barthélémy das Amt 
eines Kurials verlor und sich während drei Jah ren nicht mehr als 
Advokat und Notar betät igen durfte. Zudem war ihm die Annahme 
einer neuen Beschäftigung untersagt . Sitten forderte einfach Unter­
werfung und Treueid der Aufständischen.2 4) 

-') Grenat. S. 420. 
~) Ribordy, S. 8. 
-J) Grenat, S. 421. 
2J) Grenat, S. 421. 
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Anläßlich der ersten Sitzung der «hohen Kommission» am 
30. September erklärten die Abgesandten von St. Maurice und Mon-
they den Verzicht auf Abberufung der Landvögte. Während jene von 
St. Maurice wenige Klagen vorbrachten, waren diejenigen der Vogtei 
Monthey sehr zahlreich. In den wochenlangen Verhandhingen wurde 
eigentlich wenig erreicht. Zum Schluß mußten die Vertreter im Namen 
ihrer Gemeinden den Treueid leisten. Die «hohe Kommission» vermied 
es geflissentlich, um die tatsächlich tyrannische Geldgier der Vögte zu 
verheimlichen, dem Landrat die einzelnen Klagen vorzutragen.25) 

Am 13. November 1790 ermahnte auch Bischof Blatter in einem 
vertraulichen Schreiben die treuen Gemeinden, sich für die Befrie­
dung einzusetzen. Zudem empfahl er die Aufständischen der Milde 
der Herren. Der Erfolg dieser bischöflichen Ermahnungen blieb nicht 
aus: die Aufständischen unterwarfen sich, der Landrat aber gewährte 
trotz der Schwere der Bebellion eine allgemeine Amnestie21'), wohl 
auch deshalb, weil man höhernorts das unkluge und willkürliche Ge­
baren von Landvogt Schiner mißbilligte. Schiner wurde denn auch auf 
dem Weiljnachtslandrat 1790 mit äußerster Schärfe getadelt und 
durfte nicht mehr an seinen Posten zurückkehren. Bellet, der andere, 
unfreiwillige Urheber der Unruhen, mußte vor dem Landrat kniend 
Abbitte leisten.2') Zu Ehren des Oberwalliser Volkes müssen Grenat 
und Bibordy jedoch bekennen, daß sich seine Mißbilligung eher gegen 
Schiner als gegen den unglücklichen Bellet und seine Anhängerschaft 
gerichtet habe.28) Der populäre Held Bellet scheint von da an in auf­
richtiger Treue gegenüber dem Staat gelebt und sich von jeder poli­
tischen Betätigung zurückgehalten zu haben. Jedenfalls erscheint sein 
Name im Zusammenhang der neuen Unruhen des folgenden Jahres 
nicht mehr.29) 

So hatte der Landrat für einmal Milde walten lassen, wenn auch 
gesagt werden muß, daß er eine, wahrscheinlich die letzte Gelegenheit 
verpaßt hatte, dem Unterwallis in völliger Freiheit Unabhängigkeit 
und Gleichberechtigung zukommen zu lassen und sich seine Treue 
zum bestehenden Staat für immer zu sichern. Die Milde des Laud-
rates wurde denn auch von vielen als Schwäche ausgelegt und gab 
den Anhängern der Bevolution neuen Auftrieb. Nach außen herrsch­
te zwar Buhe; doch unter der Asche glomm das Feuer weiter. Ge­
heime Klubs und Gesellschaften arbeiteten umso eifriger einem Um­
sturz vor, unterstützt von den Sendungen aus Frankreich, die das 
Land bis in die hintersten Täler durchzogen.30) 

-v>) Grenat. S. 424 f. 
26) Boccard, S. 2f>6. 
-') Boccard. a. a. 0 . : Bibordy. S. 9. 
-8) Bibordy, a. a. 0 . 
2Ö) Boccard, S. 256; Grenat, S. 418; Kämpfen, S. 17 schreibt zwar: «Diese Gna­

de oder vielmehr diese Aufschiebung eines definitiven Urteils benutzen nun Bellet 
und seine Gesinnungsgenossen, um die Unterwalliser zur Fortsetzung und Voll­
endung des begonnenen und scheinbar unterdrückten Befreiungswerkes aufzumun­
tern.» Für Bellet fehlt in dieser Hinsicht jeder Anhaltspunkt. 

3°) Grenat, S. 434. 
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Die Milde gegenüber den einzelnen Aufständischen hinderte den 
Landrat allerdings nicht daran, die Kosten, welche sich für die Re­
publik der 7 Zenden ans den Ereignissen ergeben hatten, den auf­
ständischen Gemeinden zu überbürden. Die Gesamtauflage belief sich 
auf 2100 gute Kreuzer. Die Vertreter der betroffenen Gemeinden er­
klärten jedoch, sie wagten es nicht, diesen Entscheid bekannt zu ma­
chen. Sie befürchteten zu recht, daß die Verkündigung des Ent­
scheides zu neuen Unruhen führen könnte. Zudem wiesen sie darauf 
hin, daß so eine große Zahl Unschuldiger für die Schuldigen bestraft 
würden. Deshalb ersuchten sie um großmütigen Erlaß der Summe, 
was nach ihrer Auffassung zur Aufrechterhaltiing des Friedens und 
zur Festigung der beschworenen Treue ein wesentliches beitragen 
könnte. Diese Gründe wurden zwar vom Landrat anerkannt; doch 
machte man den Gnadenerlaß schließlich von der guten Aufführung 
der Unterwalliser abhängig/") 

Als Nachfolger des vertriebenen Landvogtes Schiner wurde Peter 
Anton de Preux, Zendenhauptmann von Siders, bestimmt. So kehrten 
die Landvögte nach St. Maurice und Monthey zurück und blieben 
bis 1798 nach der alten Ablösungsordnung auf ihren Posten. Sie konn­
ten ihr Amt im allgemeinen ohne größere Störungen von Seiten der 
Untergebenen ausüben. Doch zeigten sie sich nach der Lektion, welche 
ihr Vorgänger Schiner erhalten hatte, in Ausübung des Amtes auch 
zurückhaltender und menschlicher.3-) 

1791 kam es zwar noch zu einem Nachspiel, dessen Urheber je­
doch von Grenat als Anarchisten und von Boccard als Kriminelle 
und Brandstifter bezeichnet werden. Einige wenige Unwürdige und 
Habenichtse wollten in ihrer Unzufriedenheit und ihrem Rachedurst 
von der allgemeinen Mißstimmung profitieren und stießen Drohungen 
aus, welche Schlimmstes vorausahnen ließen. Diese Drohungen rich­
teten sich vor allem gegen die reichen und angesehensten Familien 
und die Abtei St. Maurice. Im Verein mit einer Anzahl Waadtländer 
beabsichtigten die Verschwörer, das Kloster und einige Häuser in 
Monthey und St. Maurice zu plündern. Der Plan sollte anscheinend 
in der Nacht vom 8. Februar zur Ausführung gelangen. Trotz aller 
Vorsichtsmaßregeln war das Komplott bereits am 7. Februar in 
St. Maurice offenes Geheimnis. Die Leute von Salvan eilten zum 
Schutz der Abtei herbei; Truppen wurden aufgeboten, um die «Bande 
aus Verossaz gebührend zu empfangen». Doch verhielten sich die 
Verschwörer, nachdem ihre Pläne verraten waren, still und suchten 
«ihre Haut in Sicherheit zu bringen».33) Im Dunkeln arbeiteten sie 
jedoch an ihren umstürzlerischen Plänen weiter. 

Die Angelegenheit dieser Verschwörung ist bis heute noch weit­
gehend ungeklärt. Sicher ist, daß eine Gruppe eifrig für die Ab-

{") G r e n a t , S. 430 f. 
3-) G r e n a t , S. 4 3 1 . 
3 3 ) Bocca rd . S. 2f)7; G r e n a t . S. 430 f; K ä m p f e n , S. 19 f. 
" ) a. a. 0 . 
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schüttelung des Oberwalliser Joches arbeitete. Führend beteiligt war 
zweifellos Pierre Guillot, Wirt zum «Goldenen Löwen» und ehema­
liger Bürgermeister von Monthey, der mit Bezug auf den sicher 
nicht vorbildlichen Vorgänger Schillers den Ausspruch getan haben 
soll: «Ich gäbe gern 100 gute Kreuzer für diejenigen, der Theiler 
verjagte und erschlüge».'14) Pierre Guillot setzte sich denn auch mit 
seiner ganzen Person und mit Hab und Gut für die Sache der Unter-
walliser Freiheit ein.35) Doch sollten die Folgen für ihn schlimm 
werden. 

Geheimnisvolle Versammlungen, wahrscheinlich auch im «Golde­
nen Löwen», ließen Landvogt de Preux Schlimmstes befürchten. Im 
Einvernehmen mit dem bernischen Vogt von Aigle forderte er daher 
die Entsendung einer Truppe und die Besetzung von Monthey. Die 
Regierung zögerte jedoch, weil ihr eine solche Maßnahme im gege­
benen Zeitpunkt nicht opportun schien, da das Volk dadurch von 
neuem erbittert werden könnte. Als aber der verbrecherische Ver-
schwörerplan bekannt wurde, einige Notable zu ermorden und sie 
auf der Brücke von Monthey an Haken, welche ein Schmied der Ort­
schaft angefertigt hatte, aufzuhängen, konnte man nicht mehr länger 
zuwarten. Im September 1791 wurde das Gebiet von Martinach bis 
Bouveret militärisch besetzt. In Monthey lagen 500 Mann aus den 
obern Zenden, während im Schloß eine siebenköpfige Kommission 
unter dem Vorsitze des Bannerherrn Barberini von Sitten über die 
Angelegenheit zu beraten und geeignete Beschlüsse auszuarbeiten 
hatte.30) Die Besetzung dauerte genau einen Monat. Am 16. Oktober 
wurden auf Geheiß der Kommission in allen Pfarreien der beiden 
Vogteien die Beweggründe auseinandergesetzt, weshalb es zu dieser 
Besetzung gekommen war. In den vergangenen 14 Tagen hatte die 
Kommission alle verdächtigen Personen sowie die Zeugen einvernom­
men. Die fünf Rädelsführer wurden nach Sitten ins Gefängnis überführt 
Die Mitläufer mußten auf den Knien vor dem versammelten Volk auf 
dem Marktplatz die Verlesung ihrer Untaten mitanhören. Einige wur­
den 10 Tage bei Wasser und Brot gefangen gehalten und mußten am 
Sonntag beim Hochamt mit brennender Kerze im Chor der Kirche 
Abbitte leisten. Am 17. Oktober zogen die Besatzungstruppen ab und 
nahmen weitere vier Gefangene nach Sitten mit. Dort wurde der 
Prozeß gegen die Hauptschuldigen eröffnet. Dieser wurde, wie Grenat 
betont, lange und minutiös geführt, um keinen der Angeklagten einer 
ungerechten Verurteilung auszusetzen. Hatte man 1790 Milde walten 
lassen, ging man jetzt mit Strenge gegen die Rückfälligen vor. Ueber-
zeugt von ihrer Schuld ließ man fünf hinrichten, zwei durch das Schwert 
und drei durch den Strang. Die zum Tode Verurteilten waren Pierre 
Guillot von Monthey, Barthélémy Tormaz von Collombey, der Weibel 
Rey, Jean Joseph Durier und Jean Joseph Borrat von Val-dTlliez. Die 

34) D o n n e t . P . Gui l lo t , S. 140. 
35) D o n n e t , P . Gui l lo t . S. 141 . 
3«) K ä m p f e n , S. 20; R i b o r d y , S. 10. 
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übrigen wurden für immer des Landes verwiesen, nachdem sie der 
Hinrichtung ihrer Komplizen hatten zusehen müssen. Die Güter der 
Verurteilten wurden konfisziert, um damit die Besetzungs- und Ge-
richtskosten zu bezahlen. Der Rest wurde ihren Erben überlassen.3') 

Die Gefahr einer offenen Rebellion war damit erneut gebannt. 
Die Verbitterung im Lande, sogar zeitweise im Oberwallis, aber war 
größer als je zuvor. Bis in die entlegensten Pfarreien wünschten viele 
Unterwalliser offen eine Invasion der Franzosen und unterhielten ge­
fährliche Verbindung mit ihnen.''8) Die Franzosen waren tatsächlich 
bereits in Savoycn und warteten anscheinend nur auf den Augenblick 
zum Einmarsch. Abbé Clement berichtet, daß im März 1793 in Cham-
péry in einer Wahlversammlung eine Flugschrift mit dem Titel 
«Tocsin du Valais» verteilt worden sei. Französische Agenten ver­
breiteten nach dem gleichen Gewährsmann die neuen Ideen und 
vertrieben eifrig Propagandamaterial unter dem Volk. Insbesondere 
warnte Abbé Clément vor einer «Adresse an die Walliser von Herrn 
Grégoire» als vor einer «brochure incendiaire».39) Clément schreibt 
auch, daß sich verschiedene Leute wie Jean-Maurice Rey, «welcher 
nach Spanien verbannt und dessen Bruder Pierre in Sitten hinge­
richtet wurde», in die französische Armee hätten einreihen lassen.40) 
Das gleiche tat Barthélémy Guillot, der Sohn des hingerichteten Pierre 
Guillot.41) Der sonst den Oberwallisern wenig geneigte Clement nennt 
als Triebkräfte und Ziele der Revolutionäre ihren unersättlichen 
Hunger nach Diebstahl und Plünderung von Sakralem und Profanem, 
nach Ausrottung der katholischen Religion und schließlich nach Ent­
thronung und Zerstörung der Gewalten.42) 

Trotz der Bedrohung von außen und der Warnzeichen im Innern 
konnten sich die Oberwalliser, so wenig wie die regierenden Orte in 
der Eidgenossenschaft, dazu entschließen, ihren Untertanen Freiheit 
und Gleichberechtigung zuzugestehen.43) Erst unter dem unmittel­
baren Druck der französischen Waffen sollten sie 1798 das längst 
Versäumte nachholen. Doch da war es bereits zu spät.44) 

Bis 1796 hatte das Wallis, wie die eidgenössischen Orte, die fran­
zösische Republik noch nicht offiziell als Staat anerkannt. Wenn auch 
widerwillig, mußte es sich schließlich aus politischen und wirtschaft­
lichen Gründen sowie im Interesse seiner Einwohner dennoch dazu be­
quemen. Hefflinger, welcher bis zur Ausrufung der Republik als 
Gesandter des französischen Königs im Wallis gewesen war, blieb als 
Resident der Republik weiterhin in St. Maurice und drang im Verein 
mit Barthélémy, dem französischen Gesandten bei der Eidgenossen-

37) G r e n a t , S. 432 ff; de Rivaz , Mémoi re s , I, S. 2 3 ; K ä m p f e n , S. 21 f; R i b o r d y , 
S. 11. 

: I H ) Devanthéry, Clément, S. 27. 
™) a. a. 0 . . S. 27 f. 
"') a. a. 0 . , S. 28. 
" ) D o n n e t , B. Gui l lo t , S. 17 ff. 
r2) D e v a n t h é r y , C l é m e n t . S. 28. 
43) de Rivaz , î , 23 . 
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schaft, immer wieder auf diese Anerkennung. Nachdem die Mehrzahl 
der eidgenössischen Orte vorangegangen war und der Vorort von 
der Walliser Republik ein gleiches gewünscht hatte, anerkannte auch 
der Maicnlandrat von 1796 den neuen französischen Staat.43) 

Diese Tatsache wie die Neutralität, der sich das Wallis, soweit 
möglich befliß, vermochten jedoch die Gefahr, völlig unter franzö­
sischen Einfluß und schließlich unter französische Herrschaft zu ge­
raten, keineswegs zu bannen. Bereits am 14. Mai 1797 forderte 
Napoleon als siegreicher General auf den italienischen Schlacht­
feldern durch Comeyras, den französischen Residenten bei den Drei 
Bünden, von Mailand aus freien Truppendurchzug zwischen der cis-
alpinischen Republik und Frankreich über den Simplon. Indem die 
Verhandlungen so sehr in die Länge gezogen wurden, daß Napoleon 
wenigstens vorderhand seinen Plan aufgab, konnte die Gefahr für 
einmal umgangen werden.4'') 

Ende 1797 wurde Hefflinger durch Mangourit, einen schlauen 
und skrupellosen Revolutionär, ersetzt, welcher sich ebenfalls in 
St. Maurice niederließ. Von allein Anfang an arbeitete der neue Re­
sident energisch auf eine Revolutionierung des Unterwallis hin.4') 

Am 23. auf den 24. Januar 1798 proklamierte die Waadt ihre 
Unabhängigkeit. Am 28. Januar landete die Brigade Rampon, als 
Vorhut der Division des Generals Menard, in Ouchy. Diese Ereignisse 
entschieden auch die Situation im Wallis. Noch am gleichen Tag 
wurde in St. Maurice der erste Freiheitsbaum im Wallis errichtet. Die 
lokalen Behörden übergaben ihre Funktionen an ein 18-gliedriges 
provisorisches Komitee, dessen Mitglieder durch das Volk gewählt 
wurden. Noch am gleichen Tag verließ der Oberwalliser Landvogt 
St. Maurice. Monthey, Martinach und Entremont folgten dein Beispiel 
von St. Maurice mit Begeisterung, während das Val-dTIIiez nur auf 
Befehl mitmachte.48) Die grüne Kokarde schmückte alle Köpfe, sogar 
das Haupt der Marienstatue in der Kathedrale von Sitten.4") 

In Monthey wurde der Rat des Banners dringlich auf den 29. Ja­
nuar einberufen. Dieser erließ unter dein \ orsitz von Bannerherr 
Devanthéry folgende Beschlüsse: 

1. Das Banner erklärt seine absolute und uneingeschränkte Unabhän­
gigkeit und schlägt den 7 Zenden vor, das ehemalige Untertanen­
gebiet mit allen Rechten eines gleichberechtigten Zenden anzu­
erkennen. 

2. Die beiden Banner von Entremont und St. Maurice werden einge­
laden, den gleichen Entschluß zu fassen, um eine Republik auf der 
Grundlage von Gleichheit und Freiheit zu schaffen, die den Rech-

'•"') G r e n a t . S. 443 f. 
•'") G r e n a t , S. 446 ff. 
,7) G r e n a t . S. 452 ; K ä m p f e n , S. 38 f.; de Rivaz . I, 27 ; R i b o r d y , S. 12. 

48) R i b o r d y , S. 13. 
4°) a. a. 0 . 
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ten der Völker entspricht und solide und dauerhafte Beziehungen 
zur helvetischen Nation und ihren verschiedenen Teilen sowie zu 
den befreundeten großen Nachbarrepnbliken garantiert. 

3. Dem Bürger Mangourit ist der Wunsch der Versammlung kundzu­
tun, er möge zu dem Geschehenen seine Zustimmung gehen und 
dem Banner den Schutz der Republik, welche er vertritt, angedeihen 
lassen.50) 

Diese Beschlüsse sollten von den Gemeindeversammlungen be­
reits am folgenden Tag bestätigt werden. Der Rat des Banners er­
nannte auch unverzüglich eine provisorische Regierung, die den Na­
men «Administrativkomitee» erhielt. Es setzte sich zusammen aus 
Generalbannerherr Devanthéry, Generalkapitän de Rivaz, Pierre-
Louis Dufay (Kastlan von Monthcy), Jean-Michel Nantermod (ehe­
maliger Hauptmann in französischen Diensten), Notar Grégoire Mar-
clay, Barthélémy Trombert von Val-dTlliez, Joseph Raboud (Kastlan 
von Troistorrents), Notar Jean-Joseph Donnct von Troistorrents, 
Pierre-Didier Fay (Kastlan von Collombey-Muraz), Emmanuel Turin 
von Muraz, Major Michel Dufour von Evionnaz, Emmanuel Cornut 
(Kastlan von Vouvry), Notar Michel Pignat von Vouvry, Leutnant 
Hyacinthe Cudry von Bouveret und Jean Chaperon von St. Gin-
golph.51) Als Generalsekretär amtete Notar Gabriel Guerraty von 
Monthey.''-') Die Gemeinde Choëx, welche noch nicht vertreten war, 
wurde eingeladen, ebenfalls einen Vertreter abzuordnen.03) 

Bereits in der Sitzung vom 29. Januar 1798 konnte Präsident 
Devanthéry dem Administrativkomitee einen Brief des Lenker Ban-
nerherrn Roten mit einem Begleitschreiben des Bannerherrn Barbe-
rini von Sitten zur Kenntnis bringen, in dem den Unterwallisern 
nichts weniger als die gleiche Freiheit angeboten wurde, welche die 
Oberwalliser genossen.'4) Tatsächlich waren die Oberwalliser, um die 
bedeutenden Staatsgüter des Unterwallis erhalten zu können, bereit, 
ihren Untertanen nach dem Beispiel von Zürich, Basel, Luzern und 
Solothurn die Freiheit und Gleichberechtigung zu geben. Bereits am 
27. Januar hatte daher die «hohe Kommission» eine Delegation von 
vier Mitgliedern ins Unterwallis abgeordnet mit dem Auftrag, dem 
untern Landesteil die bedingungslose Unabhängigkeit anzubieten und 
das Versprechen abzugeben, die Fcudallasten gegen eine bescheidene 
Rückkaufsumme abzuschaffen.55) In dem erwähnten Schreiben teilte 
nun Barberini als Chef der Delegation diese Beschlüsse von Martinach 
aus den verschiedenen Bannern mit. Die Kommission lud die Banner 
zudem ein, falls sie dazu bereit wären, auf den 30. Januar eine Ge-

"'") Comtesse . S. 371 ff: Rufe r . S. 193. 
51) Comtesse . S. 373 f. 
;'-) Comtesse , a. a. 0 . 
r , : 1) Comtesse . S. 374. 
"'') de Rivaz , 1. S. 27 : Comtesse . S. 375. 
" ) de Riva/. . 1. 27. 
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sandtschaft an den in Sitten tagenden Landrat zu entsenden, um über 
die Teilnahme an der Souveränität mit den 7 Zenden näher zu be­
raten/'") 

Das Komitee von St. Maurice, welchem das für Monthey be­
stimmte Schreiben in die Hände fiel, ohne daß es das eigene erhalten 
hatte, nahm an, daß diese Einladung auch ihm gälte. Doch hatte es 
dieses Komitee immerhin für angeraten gefunden, den französischen 
Residenten Mangourit in der Sache zu konsultieren. Dieser hatte 
darauf erklärt, er sähe es mit Freuden, wenn das Unterwallis sich 
mit dem Oberwallis zu einer einzigen Republik vereinigte. So ver­
meinte das St. Mauricer-Komitee beinahe sicher zu sein, daß es durch 
Verhandlungen mit dem Oberwallis die französische Nation nicht be­
leidige. Auf Wunsch Mangourits lud es das Komitee von Monthey 
zudem ein, einen oder mehrere Abgeordnete nach St. Maurice zu 
entsenden, um über die Angelegenheit zu beraten.'") 

In Monthey billigten die Abgeordneten der Gemeinden die vom 
Aduiinistrativkomitee getroffenen Beschlüsse.58) Darauf fand auf dem 
Rathausplatz eine Volksversammlung statt, bei welcher Gelegenheit 
ein Freiheitsbaum aufgerichtet und der Beschluß gefaßt wurde, sich 
fortan nur nach als «Bürger» (citoyens) anzureden. Die Kastläne der 
Gemeinden sollten den Titel von Friedensrichtern erhalten. Zudem 
beschloß man, Charles-Emmanuel de Rivaz, Jean Nantermod und 
Michel Dufour als Mitglieder des Administrativkomitees unverzüglich 
zu Mangourit zu senden, welche den Residenten von der Unabhängig­
keitserklärung und den Wünschen der Bürgerschaft von Monthey 
unterrichten sollten. Die Delegation erhielt Auftrag, auch mit dem 
Komitee der Stadt St. Maurice Kontakt aufzunehmen.50) Michel Du­
four und Emmanuel Turin wurden beauftragt, sich am folgenden Tag 
nach Sitten zu Barberini zu begeben und ihm den Wunsch des Ban­
ners von Monthey zu überbringen, als gleichberechtigter Zenden der 
Republik beizutreten.1'0) Ein gleiches taten die übrigen Banner. Auch 
sie erklärten, z. T. nach einigem Zögern, mit dem Oberwallis vereint 
bleiben zu wollen unter der Bedingung, daß ihre Unabhängigkeit an­
erkannt und eine Organisation des Wallis auf Grund von Freiheit 
und Gleichheit geschaffen werde.01) 

Am 1. Februar 1798 verzichtete der Landrat formell auf seine 
Souveränitätsrechte über das Unterwallis. Diese Erklärung wurde von 
einer 9gliedrigen Kommission nach St. Maurice gebracht, während 
der Landeshauptmann den französischen Residenten ersuchte, sich 
für die Einheit der beiden Völkerschaften einzusetzen.,i2) Am 3. und 
4. Februar traf sich die Kommission mit Mangourit und der General-

50) Comtesse , S. 376. 
i > 7 ) Comtesse , S. 376. 
58) Comtesse, S. 377. 
6») Comtesse , S. 378. 
00) a. a. 0 . 
61) Rufer, S. 193. 
,i2) Rufer, S. 193. 
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Versammlung des Unterwallis.r,:!) Am 4. Februar richteten die Un'ter-
walliser ein Schreiben an den Landrat in Sitten und erklärten erneut 
ihren unabänderlichen Willen zu Freiheit und Unabhängigkeit. Um 
jedoch ein dauerhaftes Zeugnis für die Unabhängigkeit zu erhalten, 
ersuchte das Unterwalliser Komitee um einen feierlichen Akt, in wel­
chem das Erlöschen der Oberwalliser Herrschaft sowie die Unab­
hängigkeit des gesamten Unterwallis anerkannt würden. Zudem 
wünschte das Komitee Aufschluß über die Vollmachten, welche der 
«hohen Kommission» zustünden, um so die vorbereitenden Arbeiten 
für die so langersehnte Vereinigung zu beschleunigen.''4) Dem Wunsch 
des Komitees wurde entsprochen. Das am 15. Februar 1798 durch 
den außerordentlichen Landrat ausgearbeitete feierliche Dokument 
der Unabhängigkeit des Unterwallis wurde am 22. Februar von Jakob-
Valentin Sigristen, dem letzten Landeshauptmann der alten Republik 
der 7 Zenden, unterzeichnet1'"') und von Pierre Joseph de Chastonay 
von Siders dem Zentralkomitee von St. Maurice übergeben.66) 

So hatten die Unterwalliser Gemeinden in Ruhe und Frieden 
ihre Unabhängigkeit erhalten.1'') Die Revolution schien vollendet. Sie 
hatte keinen einzigen Tropfen Blut gekostet.08) Der Weg zur Ausar­
beitung einer Verfassung stand nun offen, obwohl im untern Landes­
teil auch Tendenzen auf Anschluß an die Waadt zu tage traten.69) 

3. Das Wallis zur Zeit der Helvetik (1798—1802) 

Einer verfassunggebenden Versammlung stellte sich vorerst die 
Frage, ob das Wallis zur neuen Helvetischen Republik kommen oder 
wie bisher eine unabhängige Republik bilden sollte. Im Verfassungs­
entwurf von Peter Ochs für die eine und unteilbare Helvetische Re­
publik figurierte das Wallis bezeichnenderweise an erster Stelle. Doch 
konnte es sich mit dieserAussicht keineswegs befreunden. Mangourit, 
in der Angelegenheit befragt, war der Ansicht, Frankreich werde die 
Unabhängigkeit des Wallis respektieren, falls sich das Land eine 
ähnliche Verfassung gäbe wie die Helvetische Republik.7") Daraufhin 
ernannte das Unterwalliser Komitee eine Kommission, bestehend aus 
Isaac de Rivaz, Charles-Emmanuel de Rivaz und Joseph-Louis Pittier, 
mit dem Auftrag, ein Vereinigungs- und Verfassungsprojekt auszuar­
beiten. Dieser Entwurf wurde am 24. Februar mit einer Denkschrift 
Mangourit übergeben. In dem Memorandum waren die Gründe dar­
gelegt, welche gegen eine Einverleibung des Wallis in die Helvetische 

"•1) Rufe r . S. 194. 
1,4 ) Comtesse , S. 379. 
"•">) Comtesse , S. 380. 
r'n) Sa lamin . Chas tonay , S. 252. 
" ) Comtesse . S. 380. 
i;") Comtesse , S. 382 ; R u f e r . S. 209 
88) a. a. O. 
;") Rufe r . S. 194. 
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Republik und für seine Unabhängigkeit sprachen.71) Da der Entwurf 
jedoch eine reine, nicht, wie Mangourit Auftrag erteilt hatte, eine 
repräsentative Demokratie vorsah, konnte er dem Residenten keines­
wegs gefallen. Mangourit unterbreitete denn auch prompt ein neues, 
von ihm selbst redigiertes Verfassungsprojekt mit einer repräsenta­
tiven Demokratie.7-) Am 28. Februar erhielt das Generalkomitee des 
Unterwallis den neuen Entwurf und bemühte sich vergeblich, den 
Residenten für die reine Demokratie zu gewinnen. Es sah sich daher 
am 3. März gedrängt, den Entwurf unter Vorbehalt der Ratifikation 
durch die Gemeinden anzunehmen. Eine Kopie ging darauf nach 
Paris, eine andere an den Landrat des Oberwallis. Eine Delegation 
hatte den Entwurf nach Sitten zu bringen und zugleich zwei Schrei­
ben zu übergeben. Das erste stammte von Mangourit und räumte dem 
Landrat eine Frist von 4 Tagen zur Annahme ein. Im zweiten er­
läuterte das Generalkomitee seine Haltung, welche zur Annahme des 
Entwurfes geführt hatte.73) Unter normalen Umständen hätte es das 
Komitee als angemessen erachtet, wenn die beiden Staaten direkt über 
die Grundlagen der Vereinigung verhandelt hätten. Doch war es der 
Auffassung^ daß sich unter den gegebenen Voraussetzungen die An­
nahme einfach aufgedrängt habe. Tatsächlich hatte das Oberwallis 
erwartet, daß die Unterwalliser nach Sitten kämen, um einen Ver­
einigungsvertrag auszuarbeiten. Aber auch der Landrat sah ein, daß 
der Verfassungsentwurf Mangourits angenommen werden müßte.'4) 

Am 16. März tagten denn die Abgesandten beider Landesteile 
zum ersten Male als «repräsentative, provisorische Versammlung der 
Republik Wallis» im großen Saal des Rathauses von St. Maurice, er­
nannten ein provisorisches Direktorium und beschlossen, den Verfas­
sungsentwurf in beiden Landessprachen drucken zu lassen und der Ap­
probation der Gemeindeversammlungen zu unterbreiten.' ') Damit be­
stand alle Aussiebt, daß das Wallis auch in Zukunft als unabhängige Re­
publik fortbestehen sollte. Mangourit, der das französische Direkto­
rium vor ein «fait accompli» hatte stellen wollen, um den Befürwor­
tern einer Einverleibung in die Helvetische Republik zuvorzukommen, 
schien sein Ziel erreicht zu haben. Aber die Unitarier aus der Schweiz 
intrigierten mit Erfolg in Paris. Am 17. Februar schrieb das Direk­
torium an General Brune, er möchte dafür besorgt sein, daß der 
helvetische Verfassungsentwurf durch das Wallis angenommen werde. 
Zehn Tage später schrieb es allerdings, es sei durch waadtländische 
Patrioten über die Unzukömmlichkeiten informiert worden, welche 
mit einer Vereinigung ihres Landes mit den helvetischen Kantonen 
gegeben wären. Gleiche Vorbehalte seien auch von einer großen Zahl 
von Wallisern gemacht wrorden. Daher kam das französische Direk­
torium von seinem Plan ab, Waadt und Wallis mit der Helvetischen 
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Rc|)iil)lik zu vereinigen, und gab Brune den Auftrag, die Waadt, das 
Wallis und die italienischen Vogteien in einer einzigen, der Rhoda-
nischen Republik, oder in drei unter sich und mit Frankreich ver­
bündeten Republiken zu organisieren.'1') Doch auch dieser Traum 
von einer Rhodanischen Republik war von kurzer Dauer. Nach den 
glänzenden Siegen in Italien über die österreichischen Armeen kam 
es zu einer Neuorientierung der französischen Politik unter dem Wil­
lensdiktat Napoleon Bonapartes. Der Herrschaftsbereich Frankreichs 
reichte nun vom Aermelkanal bis ans Adriatische Meer; dazwischen 
gähnte allerdings noch eine Lücke, die Lande der Schweiz, die trotz 
ihrer Bündnisse mit Frankreich für die österreichische Beeinflussung 
nicht unempfindlich schienen. Um die Cisalpinische Republik mit 
Frankreich zu verbinden, dachte Napoleon schon damals daran, sich 
des Wallis, wenn nicht auch der Schweiz, zu bemächtigen. Die Rat­
schläge, die Schweiz unter französisches Protektorat zu stellen, muß­
ten daher dem französischen Direktorium gefallen, weil es ja in sei­
nen Absichten lag, einen Pufferstaat zwischen Frankreich und Oester-
reich zu schaffen. Am 15. März 1798 erhielt denn Brune auch neue 
Weisungen, wonach der Bevölkerung des Wallis und der Waadt der 
Wunsch und das Interesse des französischen Direktoriums mitzuteilen 
sei, welche ihre Einverleibung in die Helvetische Republik und die 
Bildung einer einzigen helvetischen Familie notwendig machten.") 

Bis Brune jedoch in den Besitz dieser Weisungen gelangte, war 
er noch mit der Ausführung der früher erhaltenen Aufträge be­
schäftigt. Am 16. März erließ er das Reglement für die Organisation 
der Rhodanischen Republik und übersandte es am 19. des Monats an 
die Behörden des Ober- und Unterwallis. Doch schon am 20. März 
mußte er die neuen Weisungen in Empfang nehmen, und konnte so 
vielleicht die große Enttäuschung nachempfinden, welche die Wal­
liser beim Empfang seiner Botschaft vom 19. März über den von 
ihnen keineswegs gewünschten Anschluß an die Rhodanische Republik 
hatten empfinden müssen. Am 23. März 1798 befahl er dann, um sich 
den Befehlen aus Paris anzugleichen, die Walliser möchten ihre De­
legation nicht nach Lausanne, sondern nach Aaran entsenden.'8) Da­
mit war das Schicksal der unabhängigen Walliser Republik vorder­
hand besiegelt, obwohl das provisorische Direktorium noch eine De­
legation nach Bern abordnete, um zu retten, was noch zu retten wur. 
Peter Joseph von Riedermatten als Delegationschef gab gegenüber Ge­
neral Brune der Hoffnung des Wallis Ausdruck, daß es sich noch 
frei entweder für eine unabhängige Republik oder für Vereinigung 
mit der Helvetischen Republik entscheiden dürfte. Doch der General 
sah nur noch in der Entsendung einer Delegation nach Paris eine 
Möglichkeit, das Direktorium umzustimmen und dem Wallis die volle 
Souveränität zu erbalten.7") So mußte auch die Walliser Delegation 
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einsehen, daß es für das Land nur noch eines gehe: den Anschluß 
an die Helvetische Republik.80) Auf ihren Bericht hin beschloß die 
Repräsentativ-Versammlung, die Entscheidung über die politische Zu­
kunft des Landes den Gemeindeversammlungen anheimzustellen. Das 
provisorische Direktorium legte in einem Begleitbrief an die Ge­
meinden die politische Lage auseinander und führte die Gründe an, 
welche für einen Anschluß an die Helvetische Republik oder für die 
Unabhängigkeit des Landes sprachen. Immerhin erhielten die Gründe 
für einen Anschluß das Uehergewicbt.81) 

Am 10. April 1798 stimmten die Gemeindeversammlungen über 
das helvetische Verfassungsprojekt ab. Nach gewalteter Diskussion 
ernannten die Stimmbürger zwei Sekretäre und vier Stimmenzähler, 
vor denen sie in einem Nebenzimmer unter Namensangabe mit lauter 
Stimme ihre Meinung zum Abstimmungsgegenstand zu äußern hat­
ten.82) Alle Zenden nahmen die Verfassung an, wenn auch «die beinahe 
Einstimmigkeit», von der das Direktorium an Mangourit am 13. April 
schrieb, nur nach zahlreichen Auseinandersetzungen zustande gekom­
men war. Die Diskussionen gingen auch nach der Abstimmung weiter 
und stellten die ersten sichtbaren Zeichen einer Gegenrevolution im 
Oberwallis dar.83) Vor allem verstärkten sich die religiösen Bedenken 
gegen das neue Regime mehr und mehr, obwohl der Bischof sich be­
mühte, dem Volk durch seine Geistlichkeit Vertrauen gegenüber seinen 
würdigen Vertretern einzuflößen und die Liebe zur Heimat neu zu ent­
fachen.84) Der Klerus kam den Weisungen Bischof Blatters getreulich 
nach, so daß das Volk die helvetische Verfassung, wenn auch unter 
dem Vorbehalt, daß die katholische Religion in ihrer Ganzheit erbal­
ten bleibe, annahm.80) 

Am 26. April 1798 sollte in Sitten die Wahlversammlung für die 
helvetischen Behörden wie für die Bezirksämter eröffnet werden. Es 
waren jedoch nur die Abgesandten der Bezirke St. Maurice, Monthey, 
Entremont, Sitten, Siders und ein Teil der Vertreter von Brig und 
Goms sowie die Wähler von Naters erschienen. Darauf richtete Man­
gourit, der zur Eröffnung der Versammlung eigens von Aarau nach 
Sitten zurückgekehrt war, ein Schreiben an die Nichterschienenen und 
drohte mit militärischer Besetzung, falls sich die Zendenvertreter 
nicht unverzüglich in Sitten einfänden. Am 1. Mai war die Versamm­
lung endlich vollzählig und konnte eröffnet werden.88) Mitten in die 
Beratungen über das Wahlreglement platzte jedoch wie eine Bombe 
die Nachricht vom Aufstand im Oberwallis und vom Vormarsch der 
Aufständischen bis gegen Siders. Mangourit verzog sich sofort nach 
St. Maurice, wohin ihm das Walliser Direktorium folgte. Die Wahl-

™) Salamin, S. 17 ff. 
81) Sa l amin , S. 20. 
82) Sa lamin , S. 20 f. 
8li) Sa lamin , S. 22. 
84) Sa l amin , S. 22. 
85) Sa lamin , S. 22. 
80) Sa lamin , S. 23 . 



93 

Versammlung unterbrach unverzüglich ihre Arbeiten und ordnete eine 
Delegation von 10 Mitgliedern an die Aufständischen ab. Die Dele­
gation sollte sich darum bemühen, der Aufstandsbewegung ein ra­
sches Ende zu machen.8') 

Von St. Maurice aus forderte Mangourit sofort zahlreiche Hilfs­
truppen aus dem Kt. Leinan und von den französischen Generälen an. 
Die Aufständischen aber blieben allen Beschwichtigungsversuchen ge­
genüber taub, rissen die wehrfähige Mannschaft des Zendens Siders 
mit sich und bemächtigten sich der Stadt und des Zendens Sitten, 
nachdem diese von den Unterwalliser Truppen aufgegeben worden 
waren. Viele Unterwalliser lehnten es zudem ab, gegen die Oberwal-
liser zu kämpfen. Die Gegner der Oberwalliser aber zogen sich bis 
an den Trientbach zurück, um die Verstärkung durch Waadtländer und 
Franzosen abzuwarten. Bei deren Ankunft zogen sich die Oberwalliser 
bis an die Morse zurück, von wo sie sich nach hartnäckigem Wider­
stand ebenfalls zurückziehen mußten. Am 17. Mai nahmen die Gegner 
Sitten ein, worauf die Stadt zur Plünderung freigegeben wurde. Am 
18. Mai bemächtigte sich General Lorge der Stadt Lenk und mar­
schierte rasch gegen Brig. Bald ermattete der Aufstand angesichts der 
Uebermacht des Feindes und des Mangels an Munition. Am 20. Mai 
konnten die Waadtländer und Unterwalliser Truppen entlassen wer­
den, während die französischen Truppen das Land bis zum 9. Juni 
besetzt hielten.88) 

Die Folgen des Aufstandes waren schlimm. Während der Be­
setzung durch die Franzosen mußten die Gemeinden Requisitionen 
über sich ergehen lassen. Einquartiert waren die Truppen, welche 
sich wie in einem eroberten Lande aufführten, bei Privaten. Vincent 
Perdonnet, der als helvetischer Kommissär selbst Augenzeuge von 
den Vorgängen wurde, schrieb in seinem Rapport, die Soldaten ver­
langten Wein und Fleisch. Wenn sie ihnen verweigert würden, zögen 
sie den Säbel, drohten und schlügen, zerschlügen die Möbel usw.89) 

Das gequälte und verängstigte Volk aber lieb sein Ohr umso lieber 
den Agitatoren, die von der unmenschlichen Haltung der Franzosen 
profitierten, um die Gemüter zu verärgern und der helvetischen Re­
publik abspenstig zu machen. Selbst Kommissär Perdonnet teilte 
diese Mißstimmung: «Wir haben unsere Revolution selbst vollzogen 
und man schupft uns, wie wenn wir mit Gewalt überwunden worden 
wären; man nennt uns frei und behandelt uns wie eroberte Gebiete; 
wir sind nicht mehr Schweizer, wir sind nicht Franzosen, wir sind 
französische Untertanen».90) 

Unter dem Druck der französischen Waffen wurde nun das hel­
vetische Regime durchgesetzt. Als Nationalpräfekt wurde der schon 
längst dem revolutionären Frankreich hörige Joseph-Louis Pittier 
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eingesetzt, obwohl er allgemein verachtet war."1) Laut Dekret vom 
20. Juni 1798 trat die Wahlversammlung am 26. Juni zusammen und 
teilte das Land in die 12 Verwaltungsdistrikte Ernen, Brig, Visp, Stal-
den, Lenk, Siders, Sitten, Hérémence, Martinach, Sembrancher, 
St. Maurice und Monthey.92) Noch bevor der Aufstand im Oberwallis 
völlig niedergeschlagen war, ersetzte das helvetische Direktorium den 
unwürdigen Pittier als Nationalpräfekten durch Charles Emmanuel de 
Rivaz, welcher nach Perdonnet der beliebteste, geachtetste und best­
gebildete Mann des Landes war.!l:i) De Rivaz lehnte jedoch vorder­
hand ab, vor allem, weil er der Auffassung war, der Nationalpräfekt 
müßte das Deutsche beherrschen, um das Oberwalliser Volk für eine 
Verfassung zu gewinnen, gegen die es sich erhoben hatte, und um ihm 
behilflich zu sein, die Schwierigkeiten nach dem Aufstand zu mei­
stern.1'4) Am 8. Juni nahm das Direktorium seine Ablehnung an unter 
der Bedingung, daß er ihm geeignete Personen in Vorschlag bringe. 
Um sich jedoch einer allzu großen Verantwortung zu entledigen, 
nahm de Rivaz am 19. Juni das Amt dennoch an.90) 

Nachdem die Verfassung angenommen war und die verfassungs­
mäßigen Organismen eingesetzt waren, mußte auch der von Artikel 24 
der Verfassung geforderte Bürgereid abgelegt werden. Gerade der 
religiösen Kreise bemächtigte sich ob dieser Eidesleistung ein tiefes 
Gefühl der Furcht. Die wichtigsten Mitglieder der Geistlichkeit be­
gaben sich mit ihren Sorgen zu Präfekt de Rivaz und bekannten, daß 
der Klerus den Eid verweigern müßte, falls er ohne jede Ein­
schränkung gefordert würde. Zudem befürchtete die Geistlichkeit, das 
Volk könnte sich durch die Eidesforderung aus Liebe zur Religion 
zu neuem Widerstand hinreißen lassen, sobald es Glauben und Frei­
heit gefährdet sähe. De Rivaz war es um das Wohl und die Befriedung 
des Volkes ernst und so bat er die Vertreter des Klerus, ihm eine 
Eidesformel zu unterbreiten, welche Klerus und Volk guten Gewis­
sens leisten könnten. Das helvetische Direktorium lehnte jedoch die 
von de Rivaz und dem Walliser Klerus vorgeschlagene Formulierung 
mit dem Hinweis ab, die Republik sei eine einzige und unteilbare, so 
müsse es auch der Eid sein. Anderseits war das Direktorium der An­
sicht, es schlösse der Eid nichts ein, was der katholischen Religion 
feindlich wäre, da er den unter einem republikanischen Regime le­
benden Bürger nur in seinen bürgerlichen Pflichten engagiere."1") 

Weil de Rivaz beim Direktoriuni nicht hatte durchdringen kön­
nen, begab er sich zu Bischof Blatter, welcher den Nationalpräfekten 
ersuchte, seiner Rede anläßlich der feierlichen Zeremonie der Eides­
leistung anzufügen, daß die Erhaltung der Religion garantiert sei. 
De Rivaz konnte diesem Wunsche umso eher entsprechen, als auch 
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der Präfekt von Freiburg ein gleiches zu tun gedachte. Der Bischof 
seinerseits rief am 17. August seine Vertrauensleute aus dem ganzen 
Kanton zusammen und legte ihnen die Notwendigkeit dar, den Eid 
zu leisten.9') 

Donnerstag, den 23. August 1798, erfolgte im ganzen Kanton die 
Eidesleistung."8) In einzelnen Gemeinden kam es hei dieser Gelegen­
heit zu Ausbrüchen der Unzufriedenheit. In Saas leisteten zwar die 
meisten Bürger den Eid, doch verlangten einige Motionare, daß die 
Zahl der Richter herabgesetzt werde, daß Steuererleichterungen ein­
geführt werden sollten und der Salzpreis nicht erhöht werde. In Zer-
matt war die Zahl derjenigen, die den Eid leisteten, noch größer; 
dennoch kam es zu Ausschreitungen gegen die Behörden und den 
Agenten der Regierung. Auch in Randa erhoben sich Proteste. In 
Visperterminen und Lenk nahm die Agitation noch feindlichere For­
men an. Diese stand in Verbindung mit der wachsenden Erregung in 
den Waldstätten. Unter dem Deckmantel von Wallfahrten nach Säch­
seln und Einsiedeln traten Leute aus den verschiedensten Gemeinden 
mit der Innerschweiz in Kontakt. Angesichts der Opposition gegen 
die bestellende Ordnung erachtete es Präfekt de Rivaz für notwendig, 
die seiner Autorität unterstellten Gemeinden persönlich aufzusuchen 
und den Eid jener entgegenzunehmen, die ihn abzulegen wünschten. 
Wer sich weiterhin ablehnend verhalten würde, sollte vom Genuß 
der Gemeindegüter ausgeschlossen und steuerrechtlich den Ausländern 
gleichgestellt werden. Bei der geringsten Störung der öffentlichen 
Ordnung drohte ihnen Deportation."1') Gegen eidverweigernde Prie­
ster erließ das helvetische Direktorium zudem ein Gesetz, wonach die 
in ihrer Ablehnung verharrenden außer Landes gebracht werden 
sollten. Nationalpräfekt de Rivaz erachtete es jedoch als unange­
bracht, dieses Gesetz im Wallis zu veröffentlichen, wie er denn auch 
sonst alles vermied, was das Empfinden des Volkes verletzen konnte. 
Einzig Kaplan Alois Roten und die Piaristen waren dem Gesetz nicht 
nachgekommen. So durfte de Rivaz einerseits wagen, das Gesetz 
nicht zu veröffentlichen, und konnte anderseits hoffen, daß das in 
religiösen Dingen so empfindliche Volk ruhig bleibe.100) Während in 
den Waldstätten blutige Aufstände stattfanden, blieb das Wallis ruhig, 
wohl vor allem deshalb, weil ihm durch die Unterdrückung des Auf­
standes vom Mai die Flügel gelähmt waren.101) 

Der zweite große Koalitionskrieg machte die Schweiz, in der die 
europäischen Mächte den Schlüssel zum ganzen Kontinent erblickten, 
zum Schauplatz fremder Heere. Die Sympathien der Walliser waren 
dabei auf Seiten der Oesterreicher, in deren Lager sich viele schwei­
zerische Flüchtlinge befanden. Graf Eugen von Courten und der hoch-
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politische Pfarrer Michael Tenisch standen in regem Verkehr mit den 
Patrioten in der Heimat und forderten zum Aufstand auf. 

Durch die Militärkonvention vom 30. November 1798 erhielt 
Frankreich das Recht, 18 000 Mann für seine Armee in der Schweiz 
anzuwerben. Doch begegnete die Werbung größten Schwierigkeiten 
und Widerständen, weil das Volk eine tiefe Abneigung gegen diesen 
Dienst empfand. Das ganz unter französischer Vormundschaft ste­
hende helvetische Direktorium mußte daher auf Drängen Frankreichs 
eine Aushebung in allen Gemeinden Helvetiens anordnen, wobei je 
vier auf hundert Einwohner eingezogen werden sollten. Dienstver­
weigerer wurden mit der Todesstrafe bedroht.102) 

Gleichzeitig bemühte sieb das helvetische Direktorium darum, eine 
helvetische Miliz aufzustellen. Auch diese Maßnahme wie die Anwen­
dung einer neuen Finanzorganisation stießen in der gesamten Republik 
auf wenig Gegenliebe. Ermutigt durch die Anwesenheit österreichischer 
und russischer Armeen an den Schweizergrenzen erhoben sich die 
innerschweizerischen Kantone und das Oberwallis von neuem gegen 
ein Regime', welches ihnen im Namen der Freiheit aufgezwungen wor­
den war, in dem sie aber Religion und persönliche Freiheit aufs 
höchste gefährdet sahen.103) 

De Rivaz sab den Aufstand kommen. Die Erregung war zu groß. 
Das Volk fürchtete um seine Religion, trauerte den alten Volks­
rechten nach, hatte einen tiefen Abscheu gegen die Steuern und gegen 
die helvetische Milizarmee, von der es fürchtete, sie werde außerhalb 
der Schweiz eingesetzt und mit den französischen Truppen ver­
schmolzen.104) Besonders stark war die Erregimg im Distrikt Ernen 
(Goms), wo von einer Prophezeiung die Rede ging, nach welcher die 
Walliser bei der Morsebrücke zwar geschlagen, 15 Monate später aber 
in den Glismatten triumphieren würden. De Rivaz sab daher keine 
andere Möglichkeit mehr, dem Aufstand zuvorzukommen, als in einer 
militärischen Besetzung des Distriktes Ernen. Der helvetische Kom­
missär Buxtorf seinerseits rief das Oberwalliser Volk am 11. April 
1799 zu Ruhe und Ordnung auf. Doch traf dieser Aufruf auf taube 
Ohren. Mitte April kam es in Brig bereits zu regierungsfeindlichen 
Versammlungen und Zusammenrottungen. Bei einer dieser Versamm­
lungen schworen die Teilnehmer, keine Soldaten aus dem Kanton 
ziehen zu lassen, nicht gegen den Kaiser von Oesterreich zu kämpfen 
und einander im Kampf für die Religion mit Gut und Blut beizu­
stehen.103) Ende des Monats, als 500 Mann außer Landes marschieren 
sollten, loderte die Flamme des Aufruhrs gegen die Franzosen und 
das ihnen hörige Helvctien zum 2. Mal bell auf. Am 21./22. April 
gaben die Sturmglocken im ganzen obern Landesteile das Zeichen zum 
Aufbruch des ersten Auszuges. Unter der Führung von Moritz Perrig 
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von Brig und Ferdinand Venetz von Gainpel brachen die Oberwalliser 
Truppen am 25. April von Lenk auf, während einige Abteilungen die 
Alpenpässe Nuffenen, Albrun, Simplem und Rawil besetzten. 

Bei der Siderserbrücke kam es am 2. Mai zu einem ersten, kurzen 
Gefecht gegen die Truppen, welche der helvetische Kommissär gegen 
die Aufständischen herangeführt hatte. Die siegreichen Oberwalliser 
verfolgten den Gegner das Land hinunter, zogen in Sitten ein und 
vertrieben Buxtorf in einem stürmischen weitern Vordringen auch aus 
Martinacb. Buxtorf führte darauf Verstärkungen herbei, mit deren 
Hilfe er den Oberwallisern unterhalb Martinach erneut entgegentrat. 
Doch mußte er sich, auch nachdem General Lollier mit dem 1. Batail­
lon der 110. Halbbrigade und mehrere Schützenkompagnien aus dem 
Kt. Léman zu ihm gestoßen waren, bis La Balma und Evioimaz zu­
rückziehen. Dennoch zogen sich die Oberwalliser auf die falsche 
Nachricht hin, feindliche Kolonnen seien über den Sanetsch ins Laud 
eingefallen, auf ihre Stellungen am Rawil und bei Pfyn zurück.100) 
Lollier folgte ihnen auf dem Fuße. Während Tagen lagen sich die 
beiden Parteien untätig gegenüber. In kleinen Gefechten vermochte 
keine wesentliche Vorteile zu gewinnen. Am 15. Mai machte Lollier 
einen Angriff auf Pfyn, Varen, die Dalastellung und die Varnerleitern. 
Der Angriff auf Pfyn sollte allerdings nur ein Ablenkungsmanöver 
sein, um die übrigen Stellungen nehmen zu können. Varen fiel dann 
am 16. Mai auch in die Hände der Franzosen. Von hier aus konnten 
sie mit ihren Geschützen den mangelhaft bewaffneten Wallisern 
schweren Schaden zufügen.10') 

Lollier wurde nun durch General Xentrailles ersetzt, während der 
österreichische Oberleutnant Duka die Führung der Oberwalliser über­
nahm, denen er mit einer kleinen Schar aus Oberitalien zu Hilfe ge­
eilt war. Vorerst arbeiteten beide Lager fieberhaft an dem Ausbau 
ihrer Stellungen. Am 27. Mai kam es zur Schlacht von Pfyn, welche 
rund 12 Stunden dauerte, wobei die Oberwalliser bis zur Raspille und 
Chippis vordrangen. Anstatt aber die Franzosen weiter zu verfolgen, 
zerstreuten sie sich in die Wirtshäuser von Lenk und Susten, um die 
erkämpften Erfolge zu feiern. Xentrailles, verstärkt durch die 
89. Halbbrigade, rückte mit seinen Kolonnen wieder vor und überfiel 
in der Morgenfrühe die wenig vorsichtigen Oberwalliser. Unter 
schweren Verlusten mußten sich diese zurückziehen, während die 
Franzosen Varen in Brand steckten und sich sengend und plündernd 
in Lenk und Umgebung aufhielten. Bei Visp vermochten sich die Wal­
liser zu neuem Widerstand zu sammeln, wurden von der Ueber-
macht geschlagen. Der Anblick des verwüsteten Visp war furchtbar. 
Die meisten Talgemeinden stellten sich jetzt zur Unterwerfung. Nach 
der Niederlage von Visp teilten sich die Oberwalliser: die einen be­
setzten den Simplon, um die Verbindung mit den Oesterreichern in 
Italien aufrecht zu erhalten, die andern warfen sich zuerst an der 

,0(i) Salamin. S. 246. 
lü7) Salamin, S. 247. 



98 

Massabrücke, dann bei Deiscb, am Laxergraben und ein letztes Mal 
an der Giebelecke bei Fiesch den Franzosen entgegen. Am 6. Juni 
wurde Ernen und am 8. Juni Münster besetzt.108) 

Darauf zogen sich die Franzosen, um nicht von einem österrei­
chischen Korps vom Simplon her von hinten angegriffen zu werden, 
aus dem Raum oberhalb Brig zurück.109) 

In den folgenden Kämpfen wurden die Oesterreicber auf dem 
Simplon und im Vispertal geschlagen. Von diesem Zeitpunkt an 
spielten sich die Kämpfe des 2. Koalitionskrieges außerhalb des 
Wallis ab. 110) 

Nach der Unterwerfung des Aufstandes hausten und plünderten 
die Franzosen auf vandalischc Weise in dem unterworfenen Laude. 
Der Name des französischen Generals wurde ob seiner Grausamkeit 
geradezu sprichwörtlich: «Xentrailles sans entrailles». Der Zustand 
der Verödung des Landes überstieg denn auch alle Vorstellungen.1'1) 
Das Elend bewog den Neuenburger Staatsrat am 19. Januar 1800, in 
allen Kirchen des Fürstentums eine Kollekte zugunsten der Urkantone 
und des Wallis durchführen zu lassen. Die Sammlung ergab eine 
Summe von 31 576 alten Franken. Um diesen Betrag gerecht unter 
die notleidenden Kantone zu verteilen, beauftragte die Regierung 
den königlichen Kaplan Jacques-Louis Dupasquier und Frédéric-
Auguste de Montmollin, den spätem Bürgermeister von Valangin und 
Abgeordneten in der Legislativversammlung, die Orte der Verwüstung 
zu besuchen und ohne Rücksicht auf Religion und Parteizugehörigkeit 
einen Bericht zu erstellen. So besuchten die beiden Neuenburger 
auch das Wallis und bekannten in ihrem Bericht, dieser Kanton sei 
am schlimmsten mißhandelt worden und bedürfe der Hilfe am alier-
dringlichsten. Wohl hatte auch das Unterwallis unter den Truppen­
durchzügen und der Besatzung sowie unter den Requisitionen an 
Mannschaft, Lebensmitteln, Futter und unter Plünderungen gelitten. 
Doch war das Elend im obern Landesteil unvergleichlich größer. Die 
Berichterstatter wollten die Hilfe denn auch für die 5 Distrikte Lenk, 
Visp, Stahlen, Brig und Goms reserviert wissen.112) Auch von ander­
wärts kam Hilfe für das vom Hunger bedrohte Oberwallis. Kinder 
fanden im Unterwallis, im Kanton Léman, in Freiburg und Solothurn 
bei Familien Aufnahme. So befanden sich im Winter 1799/1800 im 
Distrikt Monthey 40, in Martinach 48, in Sitten 80, in Siders 13, 
in St. Maurice 11, in Sembrancher 35, in Hérémence 26 und außer­
halb des Wallis 77 Kinder. Justin Lorenz Ritz berichtet, daß seine 
Geschwister «nach dem Verheerungskrieg in verschiedene Häuser in 
Sitten untergebracht» waren.113) 

1 0 H) Sa lamin , S. 248. 
10°) Sa lamin , Chas tonay , S. 249. 
u o ) Sa lamin , Chas tonay , S. 249. 
l u ) Sa lamin , Chas tonay , S. 250. 
1 1 2 ) P e t i t e s Anna l e s Va la i s annes , V I I , (1932) , L ' invas ion f rançaise du H a u t 
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Zwar hatte das Oberwallis klein beigeben müssen. Aber die An­
hänglichkeit des Volkes für das helvetische Regime und seine Be­
hörden war dadurch keineswegs größer geworden. In den folgenden 
zwei Jahren ertrug es in dumpfer Resignation dieses Regime, welches 
Garantie für persönliche Freiheit und Förderung des Wohlstandes 
hätte bedeuten sollen, aber nur Enttäuschung und namenloses Elend 
gebracht hatte. So ist es verständlich, daß selbst nach der napoleo-
nischen Aera im Oberwallis ein tiefes Mißtrauen gegen einen Beitritt 
zur schweizerischen Eidgenossenschaft lebendig war.114) Das Volk 
trauerte denn auch der helvetischen Republik keinen Augenblick 
nach, als es 1802 nach dem Willen des Korsen wieder eine, wenigstens 
dem Schein nach, selbständige Republik wurde. 

4. Das Wallis wird selbständige Republik 

Die politischen Umstände und die topographische Lage machten 
das an sich arme Wallis im Ringen des revolutionären Frankreich ge­
gen die Mächte der Koalition mit einem Male zu einem begehrens­
werten Land. Seine Bedeutung lag in den Alpenpässen. Wie ein Keil 
«zwischen Italien und den nordfranzösischen Zufahrtsstraßen» lie­
gend, besaß es im Simplon und Großen St. Bernhard zwei für Frank­
reich strategisch höchst bedeutsame Alpenübergänge. Napoleon hatte 
die Bedeutung, besonders des Simplon, schon früh erkannt. Bereits 
am 13. Mai 1797 ließ er durch Comeyras offiziell das Begehren um 
freien Durchlaß stellen und durch einen Ingenieur an Ort und Stelle 
einen Kostenvoranschlag für die Erstellung einer Straße über diesen 
Paß ausarbeiten. Um den siegreichen General nicht durch eine glatte 
Absage vor den Kopf zu stoßen, versuchte Landeshauptmann Sigristen 
um jeden Preis Zeit zu gewinnen. Deshalb betonte er in seiner Ant­
wort, das Wallis könnte als verbündeter Ort der Eidgenossen nicht 
ohne Rücksprache mit diesen einen Entscheid treffen. Die Tagsatzung 
aber lehnte das Gesuch rundweg ab. Obwohl Napoleon verärgert war, 
mußte Frankreich für den Augenblick seine Pläne zurückstellen, weil 
man es im gegebenen Zeitpunkt mit den Eidgenossen nicht verderben 
wollte. 5) Dies ging um so leichter, als der Simplon im damaligen 
Zustand für die Armee ohnehin unpassierbar war. 

Doch Napoleon ließ den Simplon nicht mehr aus den Augen. 
Schon am 19. August 1798 mußte die Helvetische Republik, der 
nun auch das Wallis angehörte, mit Frankreich ein Offensiv- und 
Defensivbündnis abschließen. Dabei forderte Frankreich zwei Militär­
straßen durch helvetisches Gebiet, die eine im Norden, «die zweite 
von Genf aus durch das Departement du Mont Blanc und das Wallis 
bis ins Gebiet der cisalpinischen Republik».116) 

' " ) Salamin, S. 132 f. 
" 5 ) Biderbost, S. 13 ff. 
ni i) Biderbost, S .LS f. 
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Am 20. März 1800 überquerte Napoleon mit einer Armee von 
60 000 Mann den Großen St. Bernhard, während er General Béthcn-
court mit 900 Mann über den Siinplon schickte. Diese Truppen fielen 
darauf den Oesterreichern in den Rücken und erfochten im Verein 
mit den übrigen in Italien stehenden Truppen der Franzosen am 
14. Juni 1800 bei Marengo einen entscheidenden Sieg. Dadurch war 
die Bedeutung der Walliser Alpenpässe aufs neue in eindrücklicher 
Weise bestätigt. Die von den helvetischen Behörden zugestandene 
Straße über den Simplon mußte nun unwiderruflich gebaut werden. 
Bereits am 7. September 1800 dekretierte Napoleon als Erster Konsul, 
die Straße von Brig nach Domodossola sei für den Transport von 
Kanonen auszubauen.11') Am 22. März 1801 wurde bei Glis mit dem 
Bau begonnen. Am 15. September 1805 war die Straße vollendet. 
Wenn das Wallis an die Kosten der Straße auch nicht in Geld bei­
tragen mußte, so hat es in harten Frondiensten unter dem Kommando 
des berüchtigten Generals Turreau doch seinen Tribut daran be­
zahlt.118) 

Die für Napoleon so wichtige Paßstraße entschied aber auch über 
die politischen Geschicke des Wallis. Der Durchzug französischer Ka­
nonen schien nur dann gesichert, wenn die anwohnenden Völker völ­
lig unter Frankreichs Befehlen standen. Das etwas erstarkte Helvetien 
hätte leicht Schwierigkeiten bereiten können. So mußte das Wallis 
von der helvetischen Republik getrennt werden. Frankreich spielte 
dabei mit drei Möglichkeiten: 1. Das Wallis wird teilweise an Frank­
reich abgetreten. 2. Es wird als Ganzes Frankreich einverleibt. 3. Es 
wird zu einer eigenen Republik. Während die französischen Gesand­
ten Reinhard und Verninac die beiden andern Lösungen gegenüber 
Helvetien und dem Wallis vorzubringen hatten, betrieb General Tur­
reau mit Eifer eine Einverleibung in die französische Republik. Durch 
fortgesetzte Quälereien wollte er das Volk derart mürbe machen, 
daß es von sich aus die Einverleibung begehrte, sei es auch bloß 
deshalb, um dem Druck der Besatzungstruppen zu entgehen. Aber ge­
rade diese Maßnahmen hatten auch im Unterwallis alle Wünsche auf 
eine Einverleibung zum Ersticken gebracht. Eber als Frankreich ein­
verleibt zu werden, wollte das Walliservolk noch mit dem an sich 
ungeliebten Helvetien vereint bleiben. Die Einmütigkeit des Volkes 
und der Einsatz des helvetischen Senates für das Wallis rettete dieses 
vorderhand vor der Einverleibung.119) 

Die Forderung auf teilweise Abtretung wurde dem schweizeri­
schen Außenminister offiziell am 25. Februar 1801 zur Kenntnis 
gebracht, nachdem das Begebren bereits bei den Verhandlungen über 
den Allianzvertrag vom 19. August 1798 gestellt worden war. Damals 
hatte Zeltner, der schweizerische Vertreter in Paris, geglaubt, das 

m ) Biderbost, S. 16. 
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Fricktal und Konstanz als Entgelt für das Wallis einhandeln zu kön­
nen. Schließlich hatten sich die Franzosen aber mit den beiden Mili-
tärstraßen zufrieden gegeben.120) 

Bei den Verhandlungen zum Lunéviller Frieden bot sich der 
Schweiz die Gelegenheit, die französischen Fesseln etwas zu lockern 
und die Neutralität zurückzugewinnen. Die französischen Diplomaten 
suchten demgegenüber, die Abtretung des Wallis an Frankreich zu 
erwirken. Doch stießen sie bei den schweizerischen Verhandlungs­
partnern auf harten Widerstand. Am 4. März 1801 sandte auch die 
Walliser Verwaltungskammer einen feierlichen Protest nach Bern 
und Paris und machte die Gründe geltend, die für ein Verbleiben des 
Wallis bei Helvetien sprachen. Talleyrand beharrte jedoch auf der 
totalen Abtretung des Landes bis Brig. Napoleon selbst drängte auf 
raschen Abschluß der Verhandlungen und auf die Abtretung. So 
erhielt Minister Stapfer Vollmacht, entgegenzukommen und das linke 
Rhoneufer abzutreten. Der Verfassungsentwurf von Malmaison be­
stimmte denn auch schon, der nicht zu Frankreich geschlagene Teil 
des Wallis sei einem andern Kanton der Helvetischen Republik anzu­
gliedern. Das Los des Wallis schien damit besiegelt. Doch erreichte die 
Angelegenheit einen neuerlichen Aufschub von einigen Monaten, da 
der gesetzgebende Rat Helvetiens erklärte, die Regelung der Ver­
fassungsfrage falle einzig in die Kompetenz der im September zu­
sammentretenden Tagsatzung. Diese wiederum bestimmte am 28. Sep­
tember, daß das Wallis in seinen bisherigen Grenzen Kanton ver-, 
bleibe. Ueber diese ausdrückliche Willensäußerung der Vertreter aller 
Parteien und Konfessionen konnte sich Frankreichs Diplomatie doch 
nicht hinwegsetzen.121) 

Am 20. Oktober 1801 kam es in Helvetien zum Staatsstreich der 
Föderalisten. Von Reding, ein aufrichtiger Freund des Wallis und 
seiner Zugehörigkeit zu Helvetien, wurde Landammann.122) Ana 
30. November verreiste Reding nach Paris und wurde am 15. De­
zember von Napoleon empfangen. Vorderband erreichte der helveti­
sche Landainmann, daß Bonaparte sich mit der Abtretung eines 
schmalen Streifens für die Straße zufrieden gab, ohne daß das 
schweizerische Gebiet geschmälert wurde. Später forderte Napoleon 
jedoch wiederum das linksufrige Wallis für Frankreich. Auch ging er 
auf das Begehren von Redings, eine Volksbefragung durchführen zu 
lassen, nicht ein.123) 

Inzwischen hatte General Turreau das Wallis am 23. November 
1801 militärisch besetzt124) und tyrannisierte Land und Volk. Als die 
Walliser Verwaltungskammer zur Bestreitung der Unterhaltskosten 
für die französischen Truppen, die Auflagen erhöhen wollte, wider-
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setzte sich der General dieser Erhöhung, nur um die Regierung beim 
Volk in Mißkredit zu bringen. Aber auf diese Weise ließen sich die 
Walliser nicht kleinkriegen. Nationalpräfekt de Rivaz und Landes­
schreiber Tousard d'Olbec sowie die Unterpräfekten wollten von einem 
Anschluß an Frankreich nichts wissen. Sie protestierten vielmehr 
gegen jede neue Einquartierung, gegen jede Zurückhaltung von Ce-
meindeeinkommen und gegen jeden Gewaltakt. So mußte Turreau ein­
sehen, daß er mit diesen Behörden sein Ziel nie erreichen werde. 
Deshalb war er entschlossen, diese Männer aus ihren Aemtern zu 
entfernen. Am 25. Dezember 1801 forderte er die Herausgabe der 
Staatskasse. Als Tousard d'Olbec dies verweigerte, wurde er unter 
Arrest gestellt.12"') Am 23. Januar 1802 setzte der General auch 
de Rivaz eigenmächtig ah und setzte an seine Stelle den unwürdigen 
L. Pittier, ein nur allzu williges Werkzeug in den Händen des fran­
zösischen Bedrückers. Da die Unterpräfekten den neuen National-
präfekten nicht anerkannten, wurden auch sie ihrer Aemter entsetzt. 
Trotz all dieser illegalen Absetzungen erklärten die Gemeinden, bei 
der Helvetischen Republik verbleiben zu wollen. Turreau aber ant­
wortete mit neuen außerordentlichen Requisitionen.126) Ob all dieser 
brutalen Ungesetzlichkeiten wuchs die Unzufriedenheit im ganzen 
Lande. Schließlich rotteten sich die Vertreter der Gemeinden zu­
sammen, überstiegen die tiefverschneite Gemmi, zogen nach Bern und 
trugen den helvetischen Behörden einen von Tousard d'Olbec aus­
gearbeiteten Protest vor. 74 Gemeinden waren durch eigene Abge­
ordnete vertreten und weitere 19 hatten der Adresse schriftlich zu­
gestimmt.127) Für die politische Zukunft war diese Haltung des Wal-
liservolkes von entscheidender Bedeutung. Die Einverleibung wie auch 
die teilweise Abtretung wurden so für Frankreich immer gewagter. 
Bei der im Lande herrschenden Stimmung wäre die Sicherheit der 
Straße keineswegs gewährleistet gewesen.128) Als Ausweg bot sich 
Frankreich immer noch die Möglichkeit, das Wallis von Helvetien zu 
trennen und als unabhängige Republik unter französischer Vormund­
schaft weiterbestehen zu lassen. Außenminister Talleyrand schrieb 
denn auch bereits am 12. Januar 1802 in diesem Sinn an den fran­
zösischen Geschäftsträger Verninac nach Bern. Anfangs März forderte 
Frankreich zwar noch einmal die totale Abtretung des Wallis. Doch 
erklärten die helvetischen Behörden, daß sie nicht ohne die Zustim­
mung des Wallis über dasselbe verfügen könnten.129) Napoleon ent­
schloß sich in dieser Lage bereits am 25. März 1802, das Wallis zur 
selbständigen Republik zu machen.130) Doch blieb dieser Entscheid 
noch längere Zeit unbekannt, so daß weiter verhandelt wurde.131) 
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Die Walliser hatten schon früher Augustini und J. J. Duc nach 
Bern entsandt. Der Eindruck, den die beiden Gesandten über die 
Aussichten ihres Landes erhielten, war aber alles andere als ermu­
tigend. Es schien ihnen, Frankreich wolle das Wallis nur deshalb zur 
selbständigen Republik machen, um es umso leichter bevormunden 
und früher oder später der französischen Republik einverleiben zu 
können.18-) Der französische Gesandte bearbeitete zudem den Kleinen 
Rat und den Senat Helvetiens, soweit diese von Frankreich ergebenen 
Leuten besetzt waren, für das Trennungsprojekt. So rieten die unita­
rischen Republikaner den Walliser Vertretern, für die Unabhängigkeit 
zu optieren, wenn sie nicht Frankreich einverleibt werden wollten. 
Die Föderalisten aber beschworen sie, den Vorschlag ja nicht anzu­
nehmen, da von der Unabhängigkeit bis zur Eingliederung nur ein 
kleiner Schritt sei.133) Verninac bestimmte darauf den Gesandten J. 
J. Duc, bei der Walliser Regierung dahin zu wirken, daß sie die Auf­
fassung Bonapartes zur ihrigen mache und eine Delegation mit den 
nötigen Vollmachten zu Verhandlungen nach Bern abordne. Duc 
wurde denn auch als Vertreter der Vcrwaltungskammer und des 
Nationalpräfekten abermals nach Bern entsandt. Dabei erhielt er fol­
gende Instruktionen: 

Das Wallis will mit der Helvetischen Republik vereinigt bleiben. 
Sollte Frankreich jedoch weiterhin die Abtretung des linken Rhone­
ufers fordern, optiert das Walliservolk für eine von Helvetien unab­
hängige, aber mit ihm verbündete Republik. In diesem Fall soll aber 
General Turreau, gegen den das Volk tiefsten Widerwillen empfindet, 
sogleich abberufen werden. 

Duc erhielt zudem Auftrag, die Verhandlungen möglichst zu 
beschleunigen, damit den Schikanen und Quälereien von Seiten Tur-
reaus ein Ende gesetzt und so die Gefahr gebannt werde, daß das 
Volk, wenn auch widerwillig, einen Anschluß an Frankreich be­
gehrte.134) 

Bei seiner Ankunft in Bern fand Duc die Situation durch einen 
Staatsstreich völlig verändert. Am 17. April hatten nämlich die Unita­
rier mit Rüttimann und Rengger an der Spitze die Macht in Helvetien 
an sich gerissen. Duc mußte sogleich erkennen, daß die neuen Macht­
haber weder den Mut noch die Macht besaßen, die Interessen des 
Wallis wirksam zu verteidigen.135) Tatsächlich lag von dieser Seite 
bereits ein Plan für die Verhandlungen mit dem französischen Ge­
schäftsträger vor. Helvetien wollte sich für die Entlassung des Wallis 
aus seinem Staatsverband dadurch schadlos halten, daß das Fricktal, 
Biel, Teile des ehemaligen bischöflichen Jura, die Enklave von 
Coligny, das Veltlin, Bormio, Chiaveima und, wenn möglich, Stadt 
und Land Konstanz zur Helvetischen Republik geschlagen würden.130) 
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Der Beginn der Verhandlungen mit den französischen Diplomaten 
war auf den 3. Mai 1802 festgesetzt worden. Dafür schien es vorteil­
haft, wenn einige einflußreiche Persönlichkeiten ans dem Wallis in 
Bern anwesend waren. Nach längerm Zögern erklärten sich Charles-
Emmanuel de Rivaz, Kaspar Eugen von Stockalper und Peter Joseph 
von Riedmatten zur Uehernahme der heiklen Mission bereit. Am 
13. Mai 1802 traf die Gesandtschaft in Bern ein und hatte am 16. Mai 
eine erste Unterredung mit den Mitgliedern der diplomatischen Kom­
mission der Helvetischen Republik. Dabei suchten die Walliser in 
Erfahrung zu bringen, ob die helvetische Regierung die Trennung des 
Wallis als unumgänglich betrachtete. Nach Ansicht der Kommission 
konnten das Wallis und die Schweiz nur dann bestehen, wenn sie auf 
den von Frankreich vorgeschlagenen Grundlagen die Verhandlungen 
aufnähmen. Die Walliser betonten ihrerseits, daß sie der Trennung 
nur für den Fall zustimmen könnten, wo die Lage Helvetiens ihnen 
jede Hoffnung benähme, die Trennung zu vermeiden. Am 17. Mai be­
kräftigten de Rivaz, von Riedmatten, von Stockalper, Preux, Duc und 
Tousard d'Olbec in einem Schreiben an Rengger ein letztes Mal den 
Willen des Walliservolkes, bei der Helvetischen Republik zu ver­
bleiben.13') Doch zerschlug die Diplomatische Kommission diese Hoff­
nung der Walliser sehr bald endgültig. Die Gesandtschaft mußte ein­
sehen, daß es für das Wallis nur einen Ausweg gebe, der Einverlei­
bung in die französische Republik und den Quälereien Turreaus zu 
entgehen: es mußte selbständige Republik werden.1'8) Daher arbeitete 
die Gesandtschaft in den folgenden Tagen ein Programm aus, welches 
die politische Unabhängigkeit, die Militärstraße und verschiedene 
andere Dinge zum Inhalt hatte. Dieses Programm übergab man darauf 
Rengger.139) Daraus gebt hervor, daß die verantwortlichen Führer des 
Wallis sich der tödlichen Gefahr wohl bewußt waren, in die das Land 
durch die Loslösung von Helvetien geriet. Daher suchten sie auf jede 
nur mögliche Weise die Unabhängigkeit und Neutralität ihrer Heimat 
zu sichern.140) 

Am 25. Mai 1802 erhielt die Walliser Delegation endlich eine 
Audienz beim französischen Bevollmächtigten, der ihr die Forde­
rungen des Ersten Konsuls darlegte. Nach dem Wunsche Napoleons 
sollte das Wallis eine unabhängige Republik werden. Doch forderte 
er für Frankreich den Besitz der Handels- und Militärstraße über den 
Simplon, welche von Frankreich und der italienischen Republik unter­
halten würde. Der französische Konsul sah es als Aufgabe der Dele­
gation an, mit dem französischen Bevollmächtigten eine Verfassung 
auszuarbeiten, welche dem Volk des Wallis in den Gemeinden zur 
Annahme vorgelegt werden sollte. Während die Walliser Delegation 
zur Ausarbeitung der Verfassung die Einberufung eines Landrates für 
nötig hielt, zog Verninac es vor, diese selbst auszuarbeiten und sie 
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dann dem Volke direkt zu unterbreiten. Schließlich einigte man sich 
darauf, daß die Verfassung von der Delegation im Verein mit Ver-
ninac ausgearbeitet, dann aber dem Landrat und von diesem dem 
Volke unterbreitet würde.141) 

Bis zum 4. Juni arbeiteten die Walliser Delegierten für sich an 
der Verfassung. Darauf wurde der Entwurf in zahlreichen Konfe­
renzen zwischen Verninac und den Delegierten besprochen. Verninac 
gab dabei in Detailfragen häufig nach, nicht aber in Dingen, die ihm 
wesentlich schienen. Trotz eines höflichen Tones waren die Verhand­
lungen nichts anderes als das Diktat, welches den Schwächeren zwang, 
anzunehmen, was der Stärkere forderte.142) Hatte Napoleon gewünscht, 
daß die katholische Religion als die Religion des Staates bezeichnet 
werde, akzeptierte Verninac, daß ihr allein ein öffentlicher Kult zu­
gebilligt wurde und daß sie weder in ihrer Lehre noch in ihrer Aus­
übung gestört werden durfte. Verninac gestand der Delegation auch 
zu, daß Ausländer nur Bürger werden könnten, nachdem sie der 
Landrat und eine Burgergemeinde angenommen hätten.143) 

In andern Dingen aber waren die Aenderungen, die Verninac am 
Verfassungsentwurf anbringen ließ, viel bedeutsamer. Verwaltung 
und Gericht sollten säuberlich getrennt werden. Eine Kumulation der 
beiden Gewalten in der Person des Großkastlans eines Zenden sollte 
in Zukunft nicht mehr möglich sein. An die Stelle des Großkastlans 
sollte daher ein Zendenpräsident treten, dem aber nur verwaltungs­
mäßige Kompetenzen mehr zustanden. Im Grunde genommen war der 
Zendenpräsident nur mehr als Zwischenglied in der Verwaltung zwi­
schen Staatsrat und Gemeinden gedacht. Die Gesetzesinitiative sollte 
einzig beim Staatsrat liegen. Der Staatsrat oder die Zentralregierung 
sollte aus dem Landeshauptmann, dem Schatzmeister, dem Staatsrat 
und dem Bischof von Sitten bestehen. Ein kantonaler Landrat sollte 
die gesetzgebende, ein Appellationsgericht die höchste richterliche 
Gewalt ausüben. 

Am 7. Juni waren die Besprechungen mit Verninac zu Ende. Der 
französische Bevollmächtigte gab den Wallisern die Versicherung ab, 
er werde den Entwurf sofort seiner Regierung unterbreiten. Darauf 
kehrten die Abgesandten am 12. Juni ins Wallis zurück. Einzig 
Augustini blieb in Bern, um die Antwort der französischen Regierung 
in Empfang zu nehmen. Diese ließ allerdings lange auf sich warten. 
Die Schuld an dieser Verzögerung trugen die Abänderungen, welche 
von Verninac oder der französischen Regierung angebracht wur­
den.140) Am 8. Juli waren dann auch die Verhandlungen bezüglich der 
Unabhängigkeit des Wallis, soweit sie Frankreich und Helvetien 
betrafen, abgeschlossen. Doch verging noch geraume Zeit, bis der 

' " ) Sa lamin . S. 2 1 1 . 
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Exckiitivrat Helvetiens am 27. Juli 1802 in der Person von Müller-
Friedberg einen Kommissär bestellen konnte, der mit General Tur-
reau, als dem Vertreter der französiscben Republik, und Lambertinghi, 
dem Kommissär und Beauftragten der italienischen Republik, die Los­
trennung des Wallis von Helvetien vornehmen sollte. Die drei Kom­
missäre trafen sich am 6. August in Bex, wohin sich Turreau zeit­
weilig zurückgezogen hatte, und berieten das weitere Vorgehen in 
der Angelegenheit. Am 26. August 1802 fanden sich die Landrats­
boten in Sitten ein und erklärten am 27. August, nachdem sie durch 
Müller-Friedberg von ihrem Treueid gegenüber der Helvetischen Re­
publik entbunden worden waren, Annahme des neuen von Napoleon 
geforderten politischen Status ihres Landes als einer unabhängigen 
Republik.146) 

So war das helvetische Experiment zu Ende. Während 4 Jahren 
hatte das Walliservolk unter einem unbeliebten Regime gelebt, weil 
es so Frankreichs Wille gewesen war. Doch blieben sie sich auch jetzt 
bewußt, daß der Fortbestand der Republik letztlich nur vom Willen 
Napoleons abhänge.147) 

5. Das Wallis als unabhängige Republik (1802—1810) 

Ein berittener Herold verkündete am 5. September 1802 in Sitten 
die Trennung des Wallis von Helvetien und die Errichtung der unab­
hängigen Republik. Am Abend erlebte die Landeshauptstadt eine 
prächtige Illumination und einen festlichen Ball.148) 

Nach den Festlichkeiten galt es dann, die junge Republik ent­
sprechend den von Frankreich geforderten Gesichtspunkten zu orga­
nisieren.14") Vorerst bestellte der Landrat den dreiköpfigen Staatsrat: 
Landeshauptmann und Präsident des Staatsrates, Kriegs- und Außen­
minister wurde Augustini. Als erster Staatsrat und Justiz- und Erzie­
hungsminister beliebte Charles-Emmanuel de Rivaz, als zweiter 
Staatsrat und Finanzminister Baron Kaspar Eugen von Stockalper. 
Tousard d'Olbec wurde Staatsschreiber.la0) Darauf wurden auch die 
Zendenbehörden bestellt. Dem Landrat stand alt-Landeshauptmann 
Sigristen und Du Fay von Monthey als dessen Stellvertreter vor.lDl) 

Die innere Gebietseinteilung blieb gegenüber der Zeit von 1798 
unverändert. Doch wurde trotz Beibehaltung der alten Bezeichnung 
«Zenden» einer einheitsstaatlichen Entwicklung das Wort geredet.152) 

"«) Sa lamin , S. 216 ff; B ide rbos t , S. 23 . 
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Die Novemberse"ssion 1802 entsandte Augustini, de Quartéry und 
von Riedinatten nach Paris, um Napoleon den Dank der Republik 
für die Unabhängigkeit abzustatten.103) Im Juli 1803 verließ endlich 
General Turreau das Land, um sich nach Paris zu begeben.154) Das 
Land atmete auf. Daß die Bevormundung durch Frankreich bis zum 
Ende der selbständigen Republik in allerdings milderer Form fort­
bestand, konnte niemandem verborgen bleiben. Ausdruck für das Be­
wußtsein der Abhängigkeit von Frankreich bildet der Beschluß des 
Landrates vom 2. Dezember 1804, Napoleon, dem Restaurator der 
Republik Wallis, auf dem Simplon und Großen St. Bernhard ein Eh­
renmal zu errichten150), nachdem man es sich in Sitten nicht hatte 
nehmen lassen, am Krönungstag des Korsen ein Te Deum zu singen. 
Wallis war in Tat und Wahrheit ein Satellitenstaat Frankreichs.158) 

Dennoch müssen die Jahre 1802—1810 als eine relativ glückliche 
Zeit für das Land betrachtet werden. Die Wunden der kriegerischen 
Auseinandersetzungen und der französischen Besatzung vernarbten 
allmählich. Eine gesunde und sparsame Verwaltung und eine kluge 
und zielstrebige Gesetzgebung dienten der wirtschaftlichen Entwick­
lung, ohne daß das Land von einem Tag auf den andern aus bitterer 
Armut zu Wohlstand gelangt wäre. Doch sahen viele gerade in der 
Armut die beste Garantie für die Unabhängigkeit des Landes. Frank­
reich könnte an diesem armen Landstrich — so meinte man — kein 
Interesse haben. Wohl kritisierte Napoleon an der Walliser Republik 
die Ohnmacht ihrer Behörden, den schleppenden Gang der Ge­
schäfte, die Unfähigkeit, den dem Korsen wegen der Kontinental­
sperre verhaßten Schmuggel zu unterbinden, und vieles andere mehr. 
Dennoch hätte das Land wohl wieder ungestört sein altes Eigenleben 
führen können, wäre der Simplon für Napoleon nicht von aus­
schlaggebender strategischer Bedeutung gewesen. So aber dienten ihm 
die übrigen Mißstände als willkommene Vorwände zum Eingreifen. 
Früher oder später — das sah im Wallis jedermann ein — mußte 
daher mit neuen Maßnahmen des Franzosenkaisers gerechnet wer­
den.157) 

Nach dem Wegzug General Turreaus war Frankreich im Wallis 
wieder durch einen diplomatischen Residenten vertreten. Als Erster 
wurde auf Vorschlag Talleyrands ein gewisser Gandolphe ernannt. 
Doch noch bevor er seinen Posten antreten konnte, wurde er durch 
keinen Geringern als Chateaubriand ersetzt, welcher sich eben mit 
Kardinal Fesch überworfen hatte und von Rom weg mußte. Für den 
berühmten Dichter war der Botschafterposten in der kleinen Alpen­
republik wohl zu gering. Chateaubriand zögerte denn auch, die Reise 
ins Wallis anzutreten. Dafür machte er anderwärts ausgedehnte Rei-

1 5 : 1 ) de Rivaz . I. S. 147. 
I s l ) de Rivaz . a. a. O., S. 151 . 
155) de Rivaz . a. a. O., S 184 f 
,5 , i) Sadrain, S 5. 
157) de Rivaz, I, S. 271. 
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sen, bis er den ausdrücklichen Befehl erhielt, sich auf seinen Posten 
zu begeben. In diesem Augenblick bot sich ihm aber durch die Hin­
richtung des Herzogs von Enghien ein willkommener Anlaß und eine 
edlere Begründung zum Rücktritt vom Staatsdienst.158) So wurde im 
Mai 1804 Baron Eschasseriaux französischer Botschafter im Wallis. 
Anfangs August siedelte er mit seiner Familie nach Sitten über. 
Eschasseriaux war ein friedlicher und höflicher Gentleman und hatte 
nur das Ziel, Frankreich den Wallisern sympathisch zu machen. Zum 
Leidwesen der Walliser wurde er am 28. April 1806 durch Dervillc-
Maléchard ersetzt, welcher von ganz anderer Art war. Den neuen 
Residenten schockierte so ungefähr alles, was es im Wallis gab. Daher 
arbeitete er schlau und verbissen für die Einverleibung, weil er hoffte, 
auf diese Weise von seinem Walliser-«Sibirien» auf einen andern Po­
sten erlöst zu werden.lafl) 

Auf Grund der Berichte seines Residenten, die seinen »ersön-
Iichen Absichten und Zielen nur allzu sehr entsprachen, beschloß 
Napoleon bereits am 25. Juli 1810 die Annexion. An diesem Tag 
schrieb er seinem Außenminister de Champagny: «Ich habe be­
schlossen, das Wallis mit Frankreich zu vereinigen». Damit war das 
Schicksal der selbständigen Walliser Republik besiegelt. 

6. Das Wallis als «Département du Simplon» (1810—1813) 

Nach diesem Entscheid erhielt Derville-Maléchard, der sich ge­
rade zur Berichterstattung in Paris aufhielt, Befehl, unverzüglich ins 
Wallis zurückzukehren und eine Gesandtschaft von sechs Notablen 
und dem Bischof von Sitten nach Paris zu bestellen. Am 1. August 
1810 traf der Resident in Sitten ein, «um uns» — wie de Rivaz in sei­
nen Memoiren schreibt — «mit der Botschaft, daß sein allmächtiger 
Herr eine Konsulta nach Paris berufe, wie mit einer Bombe auszura­
dieren».160) So mußte Bischof Franz Xaver de Preux seine Firmreise 
im Unterwallis unterbrechen und mit Leopold von Sepibus, Peter Jo­
seph von Riedmatten, Franz Taffilier und Moritz von Courten, den ent­
schiedenen Gegnern einer Annexion, sowie Charles Emmanuel de Rivaz 
und Louis Pittier, welche eher für einen Anschluß zu haben schienen, 
den Gang nach der französischen Kaiserstadt antreten.101) Jedermann 
befürchtete das Schlimmste, obwohl der Resident noch im Frühjahr 
1810 die Gerüchte von einer bevorstehenden Einverleibung demen­
tiert und betont hatte, solange das Wallis die Verfassung einhalte, 
werde es im besten Einvernehmen mit Frankreich leben.102) Auch jetzt 
betonte er feierlich, es werde in Paris weder von der Religion noch 

158) S a d r a i n , S. 2.r, f. 
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100 

von der Unabhängigkeit die Rede sein.1"3) Als aber Generalvikar 
Pignat darauf Geistlichkeit und Gläubige zum Gebet für den Bischof 
aufrief, schäumte der Resident vor Wut und verlangte alle möglichen 
Gegenmaßnahmen und ging in seinen Drohungen schließlich bis zur 
Deportation des Generalvikars.1''4) Auch der von Paris heimkehrende 
Tousard d'Olbec sagte die kommende Einverleibung voraus.11'5) 

Am 15. August kam die Delegation in Paris an und wurde am 
folgenden Tag von Außenminister de Champagny in Audienz emp­
fangen."'1') Dabei machte der Minister die Walliser mit verschiedenen 
Klagen seines Herrn gegen das Wallis bekannt. Danach warf Napo­
leon dem Wallis u. a. vor, daß es Flüchtlingen und Deserteuren aus 
Frankreich und Italien Unterschlupf biete, daß es die Unterhalts­
arbeiten an der Militärstraße vernachlässige, daß in der Verwaltung 
Anarchie herrsche und daß die Walliser z. Z. des Aufstandes im Tirol 
eine feindselige Gesinnung gegen Kaiser Napoleon an den Tag gelegt 
hätten. Von Sepibus, als Chef der Gesandtschaft, suchte die verschie­
denen Anwürfe zu entkräften, traf aber auf taube Ohren.16') Bei 
einer zweiten Audienz teilte der Minister der Walliser Gesandtschaft 
mit, daß seine kaiserliche Majestät für die Walliser Angelegenheit 
eine eigene Kommission eingesetzt habe. Präsident dieser Kommission 
war der Graf von Roederer; ihm zur Seite standen Graf Corsini und 
Steuerverwalter Helvoet.11'8) Die Verhandlungen mit dieser Kommis­
sion zogen sich darauf während Wochen hin, ohne daß es gelungen 
wäre, den Wallisern den Wunsch oder doch die Zustimmung zur 
Einverleibung ihres Landes ins Kaiserreich abzugewinnen.1<i!') 

Am 10. November 1810 erhielt Ch. E. de Rivaz plötzlich Weisung, 
sich sofort nach Fontainebleau zu begeben. Dort überraschte ihn der 
Außenminister mit der Nachricht: «Der Kaiser hat beschlossen, das 
Wallis mit Frankreich zu vereinigen». Zudem vernahm de Rivaz, daß 
General Cäsar Berthier den Befehl erhalten habe, das Land mit 
3000 Mann zu besetzen, um eventuellen Unruhen zuvorzukommen. 
Darauf konnte der Walliser Gesandte nur wiederholen, was die Dele­
gation bereits mehrmals ausgesprochen hatte, daß sie nämlich nie ihre 
Zustimmung zur Einverleibung geben werde, daß sie aber keine 
Schwierigkeiten machen werde, falls der Kaiser die Vereinigung 
dekretieren sollte.170) 

In der Zwischenzeit waren auch die übrigen Mitglieder der Wal­
liser Gesandtschaft nach Fontainebleau gerufen worden. Hier wurde 
ihnen in feierlicher Weise der Wille Napoleons kundgetan. De Rivaz 
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erhielt von Außenminister de Champagny Auftrag, unverzüglich ins 
Wallis heimzukehren und Derville-Maléchard ein Schreiben zu über­
bringen. In einem Brief an Landeshauptmann von Stockalper erstat­
tete auch die Gesandtschaft Bericht über die letzten Ereignisse in 
Fontainebleau und die Entscheidung des Kaisers. Darauf verließ de 
Rivaz seine Kollegen und fand sich am 19. November 1810 in Sitten 
ein, wo er vom französischen Residenten und von Kommissär General 
Berthier aufs freundlichste empfangen wurde.1'1) 

Berthier hatte tatsächlich bereits am 10. November Befehl er­
halten, das Wallis zu besetzen, und war am 14. November in Sitten 
eingetroffen und vom Landeshauptmann im Namen der Regierung 
empfangen worden, noch bevor Napoleon am 15. November in Fon­
tainebleau das offizielle Vereinigungsdekret unterzeichnet hatte.172) 
So war man in Sitten bereits auf dem laufenden, und de Rivaz hatte 
nur noch verschiedene Details über die Mission der Walliser Konsulta 
zu erklären. 

In Gegenwart von General Berthier leisteten am 26. November 
1810 die wichtigsten Magistraten und die höheren geistlichen Würden­
träger des Landes den feierlichen Treueid auf den Kaiser. Nachdem 
sich Berthier der friedfertigen Einstellung der neuen Untertanen 
seines Herrn versichert hatte, entfernte er den größten Teil seiner 
Truppe aus dem Wallis, so daß anfangs Dezember nur noch rund 
1000 Mann im Lande waren. Doch auch diese verließen bald darauf 
das Land. 

Am 16. Januar 1811 wurde Derville-Maléchard zum Präfekten des 
neuen Departementes ernannt. Obwohl diese Ernennung all seinen 
Neigungen zuwiderlief, machte sich der Präfekt mit Feuereifer an 
die Reorganisation der Verwaltung. Unter Mißachtung der histori­
schen Entwicklung wurde das Departement nach französischem Mu­
ster nach rein geographischen Gesichtspunkten aufgeteilt. An Stelle 
der alten Unterscheidung von Ober- und Unterwallis trat die Eintei­
lung in die drei Verwaltungskreise Ober-, Mittel- und Unterwallis. 
Der westliche Verwaltungskreis mit Sitz des Unterpräfekten in 
St. Maurice zerfiel in die «Kantone» Entremont, Martigny, St. Maurice 
und Monthey. Der mittlere Kreis umfaßte mit der Hauptstadt Sitten 
als Sitz des Präfekten die «Kantone» Lenk, Siders, Hérens und Sitten 
mit Nendaz und Conthey-Vétroz. Der östliche Verwaltungskreis mit 
Sitz des Unterpräfekten in Brig gliederte sich in die «Kantone» Goms, 
Morel, Brig, Visp und Raron.1'3) Zum Unterpräfekten von Brig wurde 
Leopold von Sepibus und von St. Maurice Michel Dufour ernannt.1 '4) 
Charles Emmanuel de Rivaz vertrat das Departement als Senator in 
Paris, während Kaspar Eugen von Stockalper als Gerichtsrat ans Ap-

m ) de Courten, a. a. O., S. 372. 
172) de Courten, Conference, S. 405. 
173) Val les ia 1965, S. 9. 
174) de Courten. Conférence, S. 408. 



I l l 

pellationsgericht in Lyon berufen wurde.175) Ein ganzer Stab von 
Verwaltungs- und Zollbeamten und Gendarmen aus Frankreich unter­
stützte den Präfekten in seiner neuen Aufgabe. 1 'ü) 

Am 18. April 1813 wurde Derville-Maléchard zum Präfekten von 
La Sarthe ernannt und fand in dem Grafen de Rambuteau einen 
Nachfolger.177) 

Durch einen Federstrich des Korsen Franzosen geworden, blieben 
es die Walliser faktisch bis zum Einmarsch der Oesterreicher am 
26. Dezember 1813, de jure sogar bis zum 1. Pariserfrieden vom 
30. Mai 1814.178) 

Der Eintritt des Wallis in die Eidgenossenschaft 

Nach der Völkerschlacht bei Leipzig (16.—18. Oktober 1813) 
rückten die siegreichen Armeen der Verbündeten gegen den Rhein 
vor. Am 21. Dezember 1813 überschritt die österreichische Armee bei 
Schaffhausen, Rheinfelden und Basel die Schweizergrenze. Damit 
wurde die Situation für die Franzosen auch im Wallis höchst frag­
würdig und gefährlich. Präfekt Rambuteau ernannte denn auch am 
24. Dezember Casimir Lang zum provisorischen Unterpräfekten von 
Sitten und zu seinem Stellvertreter und verließ noch am gleichen Tag 
mit den französischen Beamten die Walliser Kapitale und begab sich 
nach St. Maurice. Am 25. Dezember folgte ihm auch das kleine 
Détachement, welches unter Héiiin de Curvelliers in Sitten einquar­
tiert gewesen war. Gemeinsam begaben sich Rambuteau und die übri­
gen Franzosen am 26. Dezember über den Col de la Balme nach 
Vallorcine179), während die Präfekturräte Casimir Lang, Isaac de 
Rivaz und Louis Pittier die Verwaltung des verwaisten Simplon-
depart einen tes weiterführten. 

Bereits am 28. Dezember 1813 erschien der österreichische Oberst 
von Simbschen mit seinem Regiment in St. Maurice. Am 29. Dezember 
gegen 5 Uhr abends trafen die Oesterreicher in Sitten ein und nahmen 
Besitz vom Rathaus. Dort machten die drei Präfekturräte Oberst 
Simbschen sogleich ihre Aufwartung und erhielten Befehl, ihr Amt 
vorderhand weiter auszuüben; doch hatten sie jede Beziehung zu den 
französischen Behörden abzubrechen.180) 

Am gleichen Abend erschien auch eine Abordnung von Notablen 
aus dem Oberwallis unter Führung des Barons Kaspar Eugen von 
Stockalper, um Simbschen als Befreier des Landes zu begrüßen.181) 
Stockalper war schon vor Weihnachten von Lyon heimgekehrt. Der 
letzte Landeshauptmann der selbständigen Republik kam mit dem 
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Willen, nicht bloß die Leitung der Regierung wieder in die Hand zu 
nehmen, sondern das Land wieder zu einer unabhängigen, mit der 
Eidgenossenschaft verbündeten Republik zu machen.182) Stockalper 
war begleitet von Eugen von Courten, einem entschiedenen Gegner 
Frankreichs, von Baron Ferdinand von Werra, Franz Zen Ruffinen, 
Nikolaus Roten, Sohn, und Casimir von Sepibus.18') Simbschen er­
öffnete der Oberwalliser Delegation gleich bei der ersten Zusammen­
kunft den Wunsch der Großmächte, wonach das Wallis der Koalition 
gegen Frankreich beitreten sollte. Für diesen Fall müßte sofort ein 
Truppenkontingent, dessen Stärke die Walliser selbst zu bestimmen 
hätten, aufgestellt werden. Zudem erteilte Oberst Simbschen die Er­
laubnis, daß sich eine Gesandtschaft aus dem Wallis ins Hauptquartier 
des Fürsten von Schwarzenberg begeben durfte.184) 

Der Präfekturrat weigerte sich, über den Beitritt zur Koalition 
zu verbandeln, was praktisch einer Demission gleichkam. Simbschen 
wandte sich daher wieder an die Oberwalliser Gesandtschaft und ließ 
sie wissen, daß er seine Truppen zurückziehen und das Land seinem 
Ungewissen,Schicksal überlassen werde, falls es sieb mit der Truppen-
aushebung nicht beeile. Nach einer stürmischen Aussprache im Schöße 
der Delegation beschlossen die Oberwalliser, dem Willen des Obersten 
zu entsprechen und 400 Mann auszuheben. Darauf bestimmte man 
auch schon die Mitglieder der Gesandtschaft, welche sich zu Fürst 
Schwarzenberg begeben sollte. Sie bestand aus den Oberwallisern 
Baron Kaspar Eugen von Stockalper, Baron Ferdinand von Werra, 
Graf Eugen von Courten und den beiden Unterwallisern Gaspard 
Etienne Delasoie und Jacques de Quartéry.18°) Erfreut über das Nach­
geben der Oberwalliser beschloß Simbschen darauf, die Amtszeit des 
Präfekturrates mit dem 31. Dezember 1813 erlöschen zu lassen und 
eine neue Regierung zu schaffen. Diese umfaßte unter dem Namen 
«Zentraldirektorium» fünf Mitglieder aus dem ehemaligen Unterwallis 
und sieben aus der alten Republik der 7 Zenden. Dazu kam als 
Präsident Kaspar Eugen von Stockalper.181') Das Direktorium trat am 
5. Januar 1814 erstmals zusammen und leitete die Geschicke des Lan­
des bis zum 24. Januar 1814.187) 

Inzwischen war am 1. Januar 1814 die Gesandtschaft ins Haupt­
quartier der Verbündeten abgereist. Am 8. Januar wurde sie in 
Freiburg im Breisgau vom Fürsten Metternicb empfangen. Der Chef 
der österreichischen Politik ersuchte bei dieser Gelegenheit um einen 
Bericht über die politische Situation des Wallis, wie sie vor der 
Revolution gewesen war.188) Diesem Wunsch kamen die Walliser schon 
am folgenden Tage nach und erhielten darauf am 14. Januar das for-
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melle Versprechen, daß das Wallis von Frankreich getrennt werden 
und wieder jene Vorteile genießen sollte, welche seit Jahrhunderten 
sein Glück ausgemacht hätten.189) Letztere Zusicherung tönte zwar 
recht vage und unbestimmt. Doch legten sie die Gesandten in dem . 
Sinne aus, daß das Land wieder werden sollte, was es vor 1798 ge- 1 
wesen war.190) Dies entsprach sowohl den Absichten der Oberwalliser l 
wie jenen des Bischofs, die nach dem Vorbild Berns und unter seinem 
Einfluß die vorrevolutionären Herrschaftsverhältnisse wiederherzu­
stellen gedachten. Gerade eine derartige Aussieht führte die Unter-
walliser ins «Schweizerlager».191) 

Nach der Rückkehr der Gesandtschaft brachten die Walliser 
Simbschen den Wunsch vor, das Zentralkdirektorium auf fünf Mit­
glieder zu reduzieren, weil das dreizehnköpfige Direktorium für das 
Land zu kostspielig sei,192) Simbschen löste darauf am 21. Januar das 
bisherige Direktorium auf mit dem Hinweis, ein k. k. Kommissär sei 
mit der politischen Reorganisation des Landes beauftragt und werde 
binnen kurzem im Wallis eintreffen. Die Zukunft zeigte, daß dieser 
Kommissär wohl nie bestimmt worden war. Jedenfalls kam er nie 
ins Wallis. Der eigentliche Grund für die Auflösung des Zentral­
direktoriums lag denn auch ganz woanders. Simbschen hatte am 
20. Januar eine neue Truppenaushcbung verlangt. Ueber die bereits 
bewilligten 400 Mann sollten weitere 466 Mann ausgehoben werden, 
um ein Bataillon in der Stärke von 866 Mann in Bereitschaft zu haben. 
Da jedoch im Hauptquartier der Verbündeten von einer solchen For­
derung nicht die Rede gewesen war, lehnte das Zentraldirektorium 
ab. Damit aber hatte es in den Augen Simbschens jedes Interesse 
und jede Daseinsberechtigung verloren und wurde durch eine Re­
gierung von 5 Mitgliedern ersetzt, wie es die Walliser ja bereits ge­
wünscht hatten. Stockalper sollte Präsident dieser neuen provisori­
schen Regierung bleiben. Als weitere Regierungsmitglieder bezeichnete 
Simbschen Franz Taffiner, Ferdinand von Werra, Joseph de Lavallaz 
und Gaspard-Etienne Delasoie.193) Als Stellvertreter wurden Isaac 
de Rivaz und Moritz von Courten bestimmt.194) Diese Notablenregie-
ruiig trat ihr Amt am 25. Januar an und versah es bis zum 12. De­
zember 1814.195) 

Am 11. Mai 1814 verließ Simbschen das Wallis über den Simplon. 
Das Land stand vor einer uligewissen Zukunft. Deshalb ordnete die 
Regierung vorderhand Baron von Werra nach Genf ab, um dort vom 
Grafen Bubna nähern Aufschluß üher das Schicksal des Wallis zu 
erhalten. Doch befand sich Bubna nicht mehr in Genf. Dafür traf 
von Werra am 19. Mai den österreichischen Generalgouverneur von 
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Genf, den Grafen Ugarte. Dieser riet, da die politische Organisation 
keineswegs Sache einer Besatznngsarmee sei, eine Delegation nach 
Paris zu entsenden, um von den Großmächten Bescheid zu erhalten. 
Darauf begahen sich von Stockalper, von Werra und Delasoie am 
23. Mai dorthin, fanden jedoch die politischen Führer der Verbün­
deten nicht mehr vor. Immerhin erfuhren sie zn ihrer großen Genug­
tuung, daß das Wallis am 30. Mai durch den 1. Pariserfrieden von 
Frankreich getrennt worden war.1"1') 

Das Schicksal des Wallis war jedoch schon seit einiger Zeit ent­
schieden. Bereits am 2. Mai hatte Baron von Schraut, der bevoll­
mächtigte Minister Oesterreichs in der Schweiz, in einem Brief an 
Simbschen Auftrag erteilt, das Wallis habe um die Eingliederung in 
die Schweiz nachzusuchen.19') Simbschen hatte diesen Brief, ohne ihn 
zu öffnen, versehentlich nach Italien mitgenommen. Von dort sandte 
er ihn an den Kommandanten der kleinen österreichischen Truppe, 
welche in Sitten in Garnison lag, ins Wallis zurück. So erhielt die 
provisorische Regierung erst in der Nacht vom 24./25. Mai 1814 
Kenntnis vom Willen der Minister der Großmächte. Die wegen der 
Pariser Gesandtschaft reduzierte provisorische Regierung rief unver­
züglich einen außerordentlichen Landrat ein. Nach dreitägigen Be­
ratungen beschloß dieser am 1. Juni bei der Tagsatzung das Gesuch 
um die Eingliederung des Wallis in die Schweiz zu stellen.1"8) 

Diese Wende bedeutete die totale Niederlage der Politik Stock-
alpers, der wie Baron von Werra ein überzeugter Anhänger der 
Unabhängigkeit des Wallis war. Nach ihrer Rückkehr aus Paris lehn­
ten die beiden denn auch eine weitere Mitarbeit für den Beitritt zur 
Eidgenossenschaft ab und zogen sich von der Regierung zurück. Un­
ter der Präsidentschaft von Franz Taffiner übten daher vom 30. Mai 
bis zum 12. Dezember 1814 de Lavallaz, Delasoie und die beiden 
Suppleanten Isaac de Rivaz und Moritz von Courtcn die Regierungs­
geschäfte aus.199) 

Die Auffassungen über die politische Zukunft des Landes gingen 
aber auch bei den Anhängern eines Beitritts zur Eidgenossenschaft 
erschreckend auseinander. 

Das Oberwallis stellte sich hartnäckig auf die Seite der aristo­
kratischen Kantone, welche die alten Untertanenverhältnisse wieder 
aufleben lassen wollten und daher im Beitritt des Wallis zur Eidge­
nossenschaft eine Verstärkung ihrer Position erblickten. Das ehemals 
untertänige Wallis unterhalb der Morse schloß sich den Auffassungen 
der «neuen Kantone» an und rechnete auf die Unterstützung der 
Vertreter der Großmächte, welche sich gegen eine Wiedereinführung 
der alten Herrschaftsverhältnisse ausgesprochen hatten. Dazu kamen 
die Rivalitäten zwischen der Stadt Sitten und der Landschaft des 
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gleichnamigen Zenden.200) So kann es nicht iiherraschen, daß sich 
nach Bekanntwerden des von Schrantschen Entscheides der Reihe 
nach vier verschiedene Gesandtschaften in Zürich einfanden und für 
ihren jeweiligen Standpunkt warben. Am 16. September 1814 ver­
ließen die Vertreter des Oberwallis und des Bischofs (Leopold von 
Sepibus, Eugen von Conrten und Alfons Knutschen) das Wallis. Am 
21. September trafen Michel Dufour und Philippe Morand und am 
10. Oktober Charles Emmanuel de Rivaz und Louis Pittier als Ver­
treter des Unterwallis in der Limmatstadt ein. Die Vertreter von 
Sitten, Libérât von Courten und Augustin von Riedmatten, waren am 
7. Oktober in Zürich; ihnen folgten auf dem Fuße J. J. Duc und 
J. Sierro als Vertreter der Sittener Landgemeinden.201) 

Die Vertreter der Großmächte hörten sich die Wünsche und Be­
gehren der verschiedenen Delegationen an, nahmen aber weder die 
Forderung der Oberwalliser auf Bildung von 10 Zenden noch jene der 
Unterwalliser auf eine der Bevölkerung entsprechende Vertretung auf 
dem Landrate an.20-) Die Unterwalliser machten darauf in einer 
schriftlichen Eingabe den Vorschlag, das Land in 15 Zenden aufzu­
teilen, um so der Bevölkerungszahl der verschiedenen Regionen ge­
rechter zu werden.20') 

Am 23. Oktober 1814 fällten die Vertreter der Großmächte im 
sog. «Pronunciatum» ihren Entscheid. Den Oberwallisern kamen sie 
dadurch entgegen, daß die Abstimmungen auf dem Landrat nach 
Zenden erfolgen sollten. Dagegen sollte das Oberwallis — wie 1802 — 
nur mehr fünf Zenden umfassen. Siders und Sitten und neu Héré-
mence sollten das Mittelwallis bilden, während das Unterwallis aus 
den 5 Zenden Monthey, St. Maurice, Martigny, Entremont und neu 
Conthey bestehen sollte.204) 

So war die Entscheidung wohl gefallen, aber noch keineswegs 
durchgeführt. Am 10. November beschloß eine Versammlung in Mar­
tigny die Schaffung des Zendcns Conthey. Gleichentags aber hielten 
die Oberwalliser, welche bisher über den Verlauf der Verhandlungen 
mit den Ministern im unklaren gelassen worden waren, eine Lands­
gemeinde in Turtmann ab.205) Von Sepibus erstattete endlich Bericht. 
Doch hatten nach seiner Auslegung weder die Ober- noch die Unter­
walliser einen Erfolg buchen können. Nach ihm handelte es sich 
bei dem «Pronunciatum» der Minister nicht um einen Schiedsspruch, 
sondern nur um einen wohlmeinenden Rat, den das Walliservolk an­
nehmen oder auch ablehnen könne. Solange die Schweiz nicht einen 
weniger liberalen Bundesvertrag besitze und der Wienerkongreß die 
außenpolitischen Beziehungen der Eidgenossenschaft nicht geregelt 
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habe, schien ihm ein Provisorium für das Wallis immer noch vorteil­
hafter als der Beitritt zur Eidgenossenschaft.-'"') Die Landsgemeinde 
beschloß denn auch, vorderhand alles beim alten zu belassen. Immer­
hin wurden auch schon drei Abgeordnete ernannt, die sich zur Unter­
zeichnung des Beitrittsvertrages nach Zürich begeben sollten.-07) Von 
größerer Bedeutung war der Beschluß, Emissäre in die Gemeinden 
des Unterwallis abzuordnen, um die Unterwalliser für die Mitwirkung 
bei der Ausarbeitung einer Verfassung zu gewinnen.2"8) Dieser Schritt 
hatte tatsächlich Erfolg. Vom 16. November bis zum 3. Dezember 1814 
fand darauf die als Landsgemeinde oder Konventus bezeichnete Ver­
sammlung von rund 300 Abgesandten der Gemeinden in Sitten statt. 
Nach langwierigen Verhandlungen gelang es endlich, eine Verfassung 
zu schaffen, die von der Mehrheit gebilligt wurde. Ein Landrat von 
je vier Vertretern jedes Zendens sollte die neue Verfassung am 5. De­
zember unterzeichnen. 

Am 3. Dezember geschah jedoch noch etwas, das die Einheit des 
Wallis aufs höchste gefährden sollte. Auf Vorschlag des Versamm-
lungspräsidfinten von Sepibus verlangten die Oberwalliser endlich die 
Beendigung des Provisoriums und die unverzügliche Wahl eines 
Staatsrates. Die Unterwalliser lehnten dies jedoch mit der Begrün­
dung ab, so etwas hieße die Verfassung in Kraft setzen, bevor sie von 
den Zendenräten angenommen und von den Ministern der Groß­
mächte und von der Tagsatzung angelobt sei. Nach Auffassung der 
Unterwalliser hatte die gegenwärtige Versammlung der Gemeinde-
vertreter nur Auftrag und Kompetenz für die Ausarbeitung der Ver­
fassung, nicht aber für die Wahl des Staatsrates und des obersten 
Gerichtshofes. Der Bischof und die Vertreter der acht Zenden des 
Ober- und Mittelwallis nahmen die Wahl dennoch vor und bestellten 
in Leopold von Sepibus als Landeshauptmann, Charles-Emmanuel de 
Bivaz als dessen Stellvertreter und Libérât von Courten als Staatskas­
sier den neuen Staatsrat. De Bivaz lehnte es ab, auf diese Weise Staats­
rat zu werden.20") Die Unterwalliser hatten an der Wahlsitzung nicht 
teilgenommen. Dennoch beteiligten sich die Landratsboten der untern 
Zenden am 5. Dezember an der Unterzeichnung des Verfassungs­
aktes.210) 

Am 11. Dezember 1814 aber hielt das Unterwallis in Martigny un-
/ ter dem Präsidium von Michel Dufour einen Sonderlandrat ab. Die 
[ Mehrheit der rund 170 Gemeindeabgeordneten lehnte die Verfassung 
' vom 5. Dezember mit dem Hinweis auf die illegale Wahl des Staatsrates 

vom 3. Dezember und auf die übertriebenen Forderungen des Bi­
schofs ab. Zudem wählte die Versammlung unter dem Namen «Kom­
mission des Unterwallis» eine fünfgliedrige Begierung mit Michel 
Dufour, Ch. E. de Rivaz, Philippe Morand, Louis Pittier und J. J. Duc 
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und erklärte sich vom Oberwallis unabhängig. Dieser Entscheid kam 
einer faktischen Trennung vom obern Landesteil gleich."1') Charles-
Emmanuel de Rivaz war an der Versammlung nicht zugegen gewesen. 
Er verweigerte auch der «Kommission des Unterwallis» eine Mitarbeit, 
weil er gegen eine Trennung der beiden Landesteile war.212) 

Leopold von Sepibus trat trotz der Schwierigkeiten am 12. De­
zember 1814 sein Amt als Präsident des Staatsrates an und berief an 
Stelle von Charles-Emmanuel de Rivaz Isaac de Rivaz in seine Re­
gierung. Darauf lud er auf den 19. Dezember zu einem Sonderlandrat 
nach Sitten ein. Doch erschien kein Vertreter des Unterwallis. Die 
Lage war so völlig verworren, daß die Walliser ihrer Schwierigkeiten 
nicht mehr allein Herr werden konnten. In dieser heiklen Lage ent­
sandten beide Parteien Vertreter zu den bevollmächtigten Ministern 
nach Zürich. Die Minister verurteilten jedoch sowohl die Wahl der 
Regierung von Sepibus wie die Unabhängigkeitserklärung der Unter-
walliser. Am 20. Januar 1815 stellten sie den streitenden Parteien 
eine eigentliche Vermittlungsakte zu.213) Auf Grund ihrer Vorschläge 
trat am 13. Februar 1815 erneut eine verfassunggebende Versamm­
lung zusammen. Doch konnten sich die Vertreter der 13 Zenden nicht 
einigen und trennten sich am 23. Februar ohne Verfassung, aber in 
umso größerer Feindschaft, ohne einen Termin für eine neue Zu­
sammenkunft festgelegt zu haben. Jetzt nahm sogar Charles-Emmanuel 
de Rivaz Einsitz in der Regierungskommission des Unterwallis. Das 
Wallis hatte seine Einheit verloren.214) Anf dem Korrespondenzweg 
suchte jede Partei bei den Ministern die Schuld den Gegnern zuzu­
schieben und für ihre Auffassung gut Wetter zu schaffen. 

Am 26. Februar 1815 hatte Napoleon sein Exil auf Elba verlassen, 
war in Frankreich gelandet und trat nun unter dem Jubel der Be­
völkerung die Herrschaft wieder an. Unter dem Eindruck dieses Er­
eignisses versuchte von Sepibus die beiden Teile durch die Schaffung 
einer «Zentralkommission» wieder zu vereinigen. Nach längerm Zö­
gern erklärten sich am 24. März auch die Unterwalliser zur Mitarbeit 
in der «Zentralkommission» bereit. Diese erhielt jedoch von Anfang 
an den ausgesprochenen Charakter eines Kriegsrates. Ihre Aufgabe 
bestand im wesentlichen darin, ein Kontingent für die eidgenössische 
Armee aufzustellen, um im Falle der Not die Grenzen der Schweiz 
verteidigen zu können.211') Die Furcht vor einer neuen napoleonischen 
Herrschaft führte am 2. Mai auch einen neuen verfassunggebenden 
Landrat zusammen. Am 9. Mai wählten die Vertreter beider Landes­
teile eine definitive Regierung, wobei wiederum Leopold von Sepibus, 
Charles-Emmanuel de Rivaz und Libérât von Courten die Mehrheit 
der Stimmen auf sich vereinigten. Am 12. Mai 1815 wurde endlich 
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auch die Verfassung angenommen und das Wallis formell als Schwei­
zerkanton erklärt.21 ') Als Tagsatzungsabgeordncte wurden Kaspar 
Eugen von Stockalper und Michel Dufour gewählt.218) Am 17. Juni 
erklärte die Diplomatische Kommission der Eidgenossenschaft die 
Verfassung des Wallis als mit den Bestimmungen des Bundesvertrages 
im Einklang. So konnte Kaspar Eugen von Stockalper am 19. Juni 
erstmals an den Beratungen der Tagsatzimg teilnehmen.211') 

Nachdem am 4. August der offizielle Vereinigungsakt unter­
zeichnet worden war, leisteten die Walliser Ständevertreter am 
7. August 1815 im Namen ihres Kantons den Bundeseid. 

Hatte man die Einnahme von Paris während des ersten Feldzuges 
gegen Frankreich auch im Wallis mit allem kirchlichen und weltlichen 
Pomp gefeiert, blieh jetzt alles still. Jedermann war sich bewußt, daß 
die Verfassung nicht so sehr dem freien Willen des Volkes, als viel­
mehr dem Willen der Großmächte entsprach. Doch änderte das an 
den Tatsachen nichts mehr: Das Wallis war als 20. Kanton Glied der 
schweizerischen Eidgenossenschaft. Und so wehen denn seit 150 Jah­
ren die Fahne mit dem weißen Kreuz im roten Feld und das Banner 
mit den 13 Sternen auf weißem und rotem Grund einträchtig über 
dem «Land am Rhonestrand». 
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